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zullſchung det Medeltanpelnmn

Jm Reichstage wurde die ſogenannte Beratung der ſo-
genannten Reichsverſicherungsordnung ſozuſagen
fortgeſetzt. Fortgeſetzt wurde auch das hartnäckige Schweigen
der Mehrheit, die höchſtens einmal vom Schokoladenſyndikus
Streſemann und vom Jnnungskrauter Rieſeberg unterbrochen
wurde. Munter fortgeſetzt wurde gleichfalls das Niedertram-
peln aller Abänderungsanträge, ein Geſchäft, das die Mehrheit
mit der Grazie beſorgte, mit der ein ausgewachſenes Nilpferd
in einem Reisfeld zu hauſen pflegt. Aber wir wollen nicht
ungerecht ſein. Selbſt der ſchweigende Arbeitsblock der Trap-
piſten von Bruhn bis Baſſermann ließ fich einmal herbei, einen
ſozialdemokratiſchen Antrag anzunehmen. Es handelte ſich um
eine Liederlichkeit in der Faſſung, die, wenn ſie beſtehen ge
blieben wäre, eine ſchwere Schädigung der Bergarbeiter be-
deutet hätte. Das war aber auch die einzige Ausnahme vom
eintönigen Niederſauſen der Ablehnungsguillotine. Sonſt ver-
lief die Sitzung ohne Zwiſchenfälle und erreichte ein ziemlich
frühzeitiges Ende, die die Mehrheit augenſcheinlich Kraft ſam
melt zu der am Donnerstag in Szene gehenden Abwürgung der
proletariſchen Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen. Genoſſe
Emmel wies überzeugend für jeden Nichtſtreſemann die Schäd
lichkeit der Betriebskrankenkaſſen nach und die Genoſſen Buſold,
Leber, Molkenbuhr, Hoch, Robert Schmidt u. a. kämpften zäh,
wenn auch vergebens, um jeden fußbreit Bodens.

Selbſt bei der Frage, ob der Jammer mit der Zerſplitte-
rung der Kräfte in der Krankenverſicherung aufrecht
erhalten werden ſoll oder nicht, herrſchte bei den Kompromiß-
parteien dieſelbe Gleichgültigkeit wie bisher. Nur bei den
allerwenigſten Anträgen fand überhaupt eine wirkliche Debatte
ſtatt. Jn den meiſten Fällen wurden wiederum die ſozial-
demokratiſchen Verbeſſerungsanträge ſtumpffinnig abgelehnt,
ohne daß die Vertreter der Mehrheitsparteien auch nur ein
Wort der Erwiderung vorbrachten.

Ortskrankenkaſſen und Landkrankenkaſſen ſollten nach dem
urſprünglichen Entwurf in der Regel für den Bezirk eines
Verſicherungsamts errichtet werden. Die Kommiſſion hat dies
dahin verſchlechtert, daß die Kaſſen innerhalb eines Be-
zirks errichtet werden, ſo daß alſo in einem und demſelben
Bezirk mehrere kleine Kaſſen nebeneinander beſtehen.

Die Sozialdemokraten beantragten, daß die Faſſung des Ent
wurfs wiederhergeſtellt werde. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.
Neben der allgemeinen Ortskrankenkaſſe ſollte nach dem Ent

wurf keine Landkrankenkaſſe errichtet werden, wo die Land
krankenkaſſe nicht mindeſtens fünf hundert Pflichtmit-
glieder haben würde. Die Kommiſſion ließ in dieſen
Fällen eine beſondere Landkrankenkaſſe ſchon dann zu, wenn
ſie mindeſtens 250 Pflichtmitglieder hat.

Die Sozialdemokraten beantragten, daß die Faſſung des
Entwurfs wiederhergeſtekkt werde. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Mitglieder der Landkrankenkaſſe ſind außer den „gewöhn-
lichen“ Arbeitern und Angeſtellten in der Landwirtſchaft die
Dienſtboten, die im Wandergewerbe Beſchäftigten ſowie die
Hausgewerbetreibenden und ihre hausgewerblich Beſchäftigten.

Die Sozialdemokraten beantragten, daß wenigſtens die
Hausgewerbetreibenden und die Dienſtboten,
die nicht in der Haus wirtſchaft der Landwirte beſchäftigt
werden, von der Schädigung durch die Ausnahmebeſtimmung
für die Landkrankenkaſſen befreit, alſo den Ortskranken-
kaſſen als Mitglieder zugewieſen würden. Das
wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Die beſonderen Ortskrankenkaſſen“ für ein-
zelne oder mehrere Gewerbezweige oder Betriebsarten oder
allein für Verſicherte eines Geſchlechts ſollen nach dem Ent-
wurf unter gewiſſen Umſtänden erhalten bleiben.

Die Sozialdemokraten beantragten, in erſter Linie die Be-
ſeitigung aller beſonderen Ortskrankenkaſſen. Das
wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Hierauf beantragten die Sozialdemokraten, daß wenigſtens

die kleinen beſonderen Ortskrankenkaſſen mit
250 bis 490 Mitgliedern beſeitigt würden. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Ferner beantragten die Sozialdemokraten, daß die beſonderen

Ortskrankenkaſſen nur dann zugelaſſen werden ſollten,
wenn die beteiligten Verſicherten in geheimer Abſtimmung
durch Mehrheitsbeſchluß ihre Zuſtimmung dazu gegeben

haben. Das wurde
abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Die Sozialdemokraten beantragten, daß die Betriebs-
und Jnnungskrankenkaſſen nicht mehr zugelaſſen
werden ſollen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Darauf beantragten die Sozialdemokraten, daß auch zur Er-
richtung der Betriebs- und Jnnungskranken-
kaſſen die Zuſtimmung der Verſicherten oder
ihrer Vertreter erforderlich iſt. Das wurde
abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien mit Ausnahme des

Fortſchrittlers Cunv.

Für Saiſonbetriebe ſind Betriebskrankenkaſſen ſchon
dann zugelaſſen worden, wenn die Mindeſtzahl der Mitglieder
für zwei Monate vorhanden iſt. Die Sozialdemokraten be-
antragten die Streichung dieſer Beſtimmung. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Jnnungskrankenkaſſen ſollen zugelaſſen

werden, wenn ſie auch noch ſo wenig Mitglieder
haben. Die Sozialdemokraten beantragten, daß ſie mindeſtens
500 Mitglieder haben müßten. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Eine Betriebskrankenkaſſe und Jnnungs-
krankenkaſſe darf nur errichtet werden, wenn ſie den
Beſtand oder die Leiſtungsfähigkeit vorhande-
ner allgemeiner Ortskrankenkaſſen und Landkranken-
kaſſen nicht gefährdet.

Hierzu beantragten die Kompromißparteien eine weitere
Verſchlechterung, indem ſie hinzufügten, daß eine Kaſſe dann
nicht als gefährdet gilt, wenn ſie nach der Errichtung der Be-
triebs- oder Jnnungskrankenkaſſe mehr als tauſend Mit-
glieder behält. Das wurde mit Hurra

angenommen von allen bürgerlichen Parteien.
Die Betriebskrankenkaſſen, Jnnungskrankenkaſſen und be-

ſonderen Ortskrankenkaſſen werden nur dann zugelaſſen, wenn
ſie Leiſtungen gewähren, die den Satzungen der allgemeinen
Zwangskaſſe gleichwertig ſind. Dabei ſollen Leiſtungen
der maßgebenden Kaſſe, die noch kein volles Jahr gelken,
nicht berückſichtigt werden. Die Sozialdemokraten be-
antragten die Streichung der letzten Veſtimmung. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.
Außerdem ſoll die Gleichwertigkeit nur von vier zu vier

Jahren feſtgeſtellt werden, wenn Tatſachen vorliegen, die die
nähere Feſtſetzung als nicht mehr zutreffend erſcheinen laſſen.
Die Sozialdemokraten beantragten, daß die Gleichwertigkeit
ſofort feſtzuſtellen iſt, wenn jene Tatſachen vorliegen. Das
wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Die Sozialdemokraten beantragten, daß die Mitgliedſchaft
Verſicherter während einer militäriſchen Uebung von
nicht länger als acht Wochen ruht, ſofern der Verſicherte für
dieſe Zeit ſeine Beiträge bezahlt. Er wäre damit von den
Scherereien und Gefahren, die eine Neuaufnahme, namentlich
in eine Betriebskrankenkafſe verurſacht, verſchont geweſen. Das
wurde

abgelehnt von alen bürgerlichen Parteien.

Die Müinarde.
Einer parlamentariſchen Korrefpondenz entnehmen wir:
Die Reichstagsmehrheit, die jetzt bei der Beratung der

Reichsverſicherungsordnung über alle Verbeſſerungsanträge
der Arbeitervertreter hinweg galoppiert, wie ein gutes Renn-
pferd über alle Hürden ſpringt, hat am letzen Dienstag die
erſten großen Hinderniſſe genommen, indem ſie die ſozial-
demokratiſchen Vorſchläge zum Mutter- und Säuglingsſchutz
mit überwältigender Stimmenzahl ablehnte. Herr v. Gamp,
der nie verlegen iſt, am wenigſten dann, wenn es ſich darum
handelt, eine Ausrede zu finden, bezeichnete bekanntlich die
ſozialiſtiſchen Anträge als „unannehmbar“, weil die Koſten
viel zu groß ſeien. Er nannte aufs Geratewohl eine
Milliarde. Und damit wäre das Schickſal der Anträge
entſchieden geweſen, hätte nicht ſchon zuvor ihre Ablehnung feſt
geſtanden, da ſie an der Spitze die Bezeichnung „Albrecht und
Genoſſen“ trugen. Eine Milliarde! Man hört es und ſchaudert.
Welche gewiſſenloſe Geſellſchaft doch, dieſe Sozialdemokraten,
daß ſie ſich erdreiſten, Anträge zu ſtellen, deren Durchführung
eine Milliarde koſten würde!

Ueber die Rechenmethode des Herrn v. Gamp ſoll gar nicht
geſtritten werden. Er und ſeinesgleichen hantieren ja ſtets mit
einem doppelten Einmaleins, je nachdem es ſich um Forde-
rungen handelt, die ihnen genehm ſind oder nicht. Handelt es
ſich z. B. um eine Flottenvorlage: dann rechnet man nach dem
Muſter 2X2 3, wenn es dagegen um eine Frage der Arbeiter-
wohlfahrt geht, wird das Exempel 2X2 5 in allen möglichen
Multiplikationen wiederholt. Das ſind aber Kleinigkeiten, auf
die es hier gar nicht ankommt, wo es ſich um eine Frage des
großen Prinzips handelt, und darum ſollen dem Herrn von
Gamp die paar hundert Millionen, um die er ſich verrechnet
haben mag, ohne weiteres geſchenkt ſein.

Nehmen wir wirklich an, daß die Durchführung der ſozial-
demokratiſchen Forderung nach Wöchnerinnenſchutz und Kinder-
fürſorge eine blanke runde Milliarde koſten würde. Lohnt es
ſich, dieſe Milliarde aufzubringen? Jſt der Zweck wichtig ge-
nug? Dieſe Frage wird in recht verſchiedener Weiſe beant-
wortet werden, je nach dem Standpunkt, von dem aus man ſie
betrachtet.

Die beſitzenden Klaſſen werden mit einem Nein ant-
worten. Für ihre Frauen und Kinder iſt ja geſorgt, und die
Sorge um die Frauen und Kinder der anderen kann ihnen
nichts einbringen als nege Steuern. Es iſt ganz ſelbſtver-
ſtändlich, daß die Aufbringung einer Milliarde fährlich nicht
möglich iſt ohne kräftigen Ausbau der Beſitzſt e uern. Die
großen Erb ſchaften würden zuerſt daran glauben müſſen,
dann kämen die großen Vermögen und Einkommen an
die Reihe. Das deutſche Volk ſchenkt jetzt ſeinen beſitzenden
Klaſſen zirka eine halbe Milliarde jährlich, die die Bourgeoiſie
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Englands und Frankreichs in Form von Erbſchaftsſteuern auf-
zubringen hat. Wären die ſozialdemokratiſchen Anträge an-
genommen worden, dann wäre die Einführung einer aus-
giebigen Reichserbſchaftsſteuer ſofort notwendig geworden.
Und dafür bedankt ſich unſer beſitzendes Bürgertum und das
Junkertum erſt recht!

Die Sache ſieht erheblich anders aus, wenn man ſie mit den
Augen der beſitzloſen Maſſe betrachtet. Für ſie be-
deutet unter den jetzigen Verhältniſſen die Vermehrung ihres,
„Familienglücks“ vermehrte Sorge, oft vermehrtes Elend und
Siechtum. Man könnte pathetiſch werden und an die Tränen
der Mutter erinnern, die dem hungernden Kinde die welke
Bruſt reicht, man könnte mit aller deutſchen bürgerlichen
Familienſentimentalität aufwarten, die die Spalten der
Romanzeitungen füllt, wenn es darauf ankäme, an das Mit
leid zu appellieren. Aber die arbeitenden Maſſen wollen ja
keine Almoſen erbetteln, ſie wollen nichts haben, was ſie ſich
nicht erkämpfen können, und darum genügt es, zu ſagen, daß.
für ſie die Durchführung der ſozialdemokratiſchen Vorſchläge
einen gewaltigen Gewinn bedeuten würde. Wenn die beſitzen
den Klaſſen jammern: „Um Gotteswillen, eine Milliarde“, ſo
kann es für die Beſitzloſen nur umgekehrt heißen: „Her mit
dieſer Milliarde!“

Zwiſchen den Beſitzenden und den Beſitzloſen gibt es aber
noch ein Drittes: den Staat! Den Staat, der in ſeiner Wirk-
lichkeit Klaſſenſtaat iſt, Werkzeug in der Hand herrſchender
Schichten, und der ſich doch nur dadurch erhalten kann, daß er
in ſeiner Jdee Maſſenſtaat, Zuſammenfaſſung und Ver-
tretung der Allgemeinheit iſt. Dieſer Staat hat in der
Theorie ein ungeheures Jntereſſe an dem Wohlergehen
ſeiner Bürger; je geſünder und kräftiger ſie ſind, deſto höher
wächſt auch ſeine Kraft, deſto geringer wird der Ausfall, den
ſeine Volkswirtſchaft erleidet durch herabgeſetzte Wettbewerbs
fähigkeit ſeiner Bevölkerung, durch Vermehrung der Armen-
laſten. Für den Staat, im Sinne einer Vertretung der All-
gemeinheit, könnte es daher keine nützlichere, keine rentablere
Ausgabe geben als dieſe Milliarde, die der von den Sozial-
demokraten geforderte Mutter- und Kinderſchutz nach den An
gaben des Herrn v. Gamp koſten würde. Wenn die Regierung
auch hier wie immer auf der Seite der bürgerlichen kapitaliſti-
ſchen Mehrheit ſteht, ſo ſetzt ſie ſich damit in Widerſpruch zur
Jdee des Staats und bekennt ſich zur brutalen Wirklichkeit der
Klaſſenherrſchaft durch den Staat.

Hätten wir und unſere großen Nachbarſtaaten Regierungen,
die keine Klaſſenregierungen wären, dann dürfte die Für-
ſorge für die Mütter und für das heranwachſende Geſchlecht an
der Koſtenfrage nicht ſcheitern. Eine Milliarde iſt ja ziemlich
viel Geld, aber den Finanzminiſtern kann man mit ihr nicht
mehr imponieren, die ſind längſt gewohnt, mit Milliarden zu
rechnen, wo es um Heeres- und Flottenkoſten geht.
Aber die kapitaliſtiſchen Regierungen der kapitaliſtifchen
Staaten ſparen nicht an Rüſtungskoſten, damit wir den
Müttern und den Kindern des Volkes helfen können!

Betrachtet man die Dinge genau, ſo merkt man, daß wir mit
unſerer bürgerlich-kapitaliſtiſchen Kultur noch immer nicht weit
vom Kannibalismus heraufgerückt ſind. Man wendet Mil-
liarden und Abermilliarden auf, um ein großes Maſſenmorden
vorzubereiten, um Millionen kräftiger junger Leute von nütz
licher Arbeit abzuhalten und hunderttauſend Kavalleriepferde
zu füttern. Mütter und Kinder läßt man aber maſſenhaft zu-
grunde gehen, weil es an Geld fehlt, ihnen zu helfen!

Ein ſozialdemokratiſcher Operhürgermeiſter?

Genoſſe Julian Borchardt ſchreibt uns zu der Stutt-
garter ſozialdemokratiſchen Bürgermeiſter-Kandidatur:

Es will mir ſcheinen, daß bei den Erörterungen über die
Oberbürgermeiſterkandidatur in Stuttgart ein weſentlicher
Punkt bisher nicht genügend in den Vordergrund gerückt wor-
den iſt. Nach den übereinſtimmenden Meldungen werden in
Württemberg die Bürgermeiſter von der Geſamtheit der Bür-
gerſchaft gewählt, und ſogar auf Grund des allgemeinen, glei-
chen, geheimen und direkten Wahlrechts. Jſt dies der Fall, ſo
kann eigentlich über die Frage, ob wir uns an ſolcher Wahl
beteiligen ſollen, kein Zweifel ſein: die Beteiligung iſt, meines
Erachtens, ſchlechthin ſelbſtverſtändlich. Denn es handelt fich
ja um ein Amt, das durch eigene Kraft erobert werden
kann, aber nicht wie in den Fällen Millerand und Briand

um eine Berufung von oben. Unter allen Umſtänden haben
wir bisher ſolche Aemter, die durch Wahl zu erlangen find, zu
erobern geſucht, und die Stutigarter Genoſſen tun nur recht
daran, wenn ſie das auch in dieſem Fall verſuchen. Daß der
König hinterher die Wahl beſtätigen muß, ändert hieran nicht
das geringſte. Sonſt wäre wahrlich der Eid, den z. B. die
Abgeordneten mancher Landtage ſchwören müſſen, ein ſtärkeres
Hindernis. Ob der König einen gewählten Sozialdemokraten
beſtätigen will oder nicht, darüber mag er ſich mit ſeinen
Miniſtern ſelbſt den Kopf zerbrechen. Tut er es nicht, nun, ſo
wird eben von neuem gewählt, und zwar möglichſt wieder ein
Sozialdemokrat, und das ſo lange, bis die Beſtätigung er-
zwungen wird. Kommt darüber die Verwaltung der Stadt in
Unordnung, ſo iſt daran die Verſagung der Beſtätigung ſchuld,

aber nicht wir.
Ebenſo ſelbſtverſtändlich ſcheint mir, daß ein Oberbürger-

meiſter alle diejenigen Pflichten erfüllen muß, die ſein Amt
ihm auferlegt. Dafür wird er gewählt und dafür wird er be



zahlt. Daß dazu wenigſtens beim Bürgermeiſter einer
Hauptſtadt auch ein amtlicher Verkehr mit dem König ge
hören kann, leuchtet mir ein. Und ich ſehe wahrhaftig keinen
Grund, weshalb ein Sozialdemokrat den ablehnen ſollte. Der
König iſt ein Beamter, ſo gut wie der Bürgermeiſter; und
wenn die Angelegenheiten der Stadt es nötig machen, daß der
Bürgermeiſter mit dem König zuſammen kommt und verhan-
delt, ſo kenne ich keinen vernünftigen Grund, weshalb er das
nicht tun ſollte! So gut wie ein Sozialdemokrat oft genug
in die Lage kommt, mit Regierungsräten, Präſidenten und
Miniſtern Rückſprache zu nehmen, ebenſo gut kann er es auch
mit dem Staatsbeamten, der den Titel König führt. Freilich,
kriecheriſche Redensarten und Schmeicheleien wird ein Sozial-
demokrat nicht machen. Aber wenn nun deswegen der König
mit dem Sozialdemokraten nicht mehr zuſammen kommen
will na, dann läßt er's eben bleiben. Und dann wird ſich
zeigen, daß entweder die Geſchäfte der Stadt auch ganz gut
ohne ſolche Zuſammenkünfte geführt werden können oder,
wenn das wirklich nicht gehen ſollte, dann liegt wiederum die
Schuld an der Stockung und Störung ganz auf ſeiten des
Königs.

Aus dieſen Erwägungen heraus, kann ich dem Genoſſen
Lindemann nur zuſtimmen, wenn er erklärt, daß Parteitags-
beſchlüſſe der Kandidatur und der Ausübung des Amtes nicht
im Wege ſtehen. Mir iſt in der Tat auch kein Beſchluß eines
Parteitages noch ſonſt einer Parteiorganiſation bekannt, der
das verhietet. Und wenn die Frankfurter Volksſtimme von
einem „Parteiverbot jedes Verkehrs mit der Krone“ redet, ſo
iſt ſie, glaube ich, ſehr auf dem Holzwege. Wo und wann hätte
die Partei jeden Verkehr mit der Krone verboten? Und wie
wollte ſie einen ſolchen Beſchluß begründen? Das wäre ja
ganz widerſinnig. Der König iſt ein Menſch wie jeder andere;
weshalb ſollen wir nicht mit ihm, wie mit jedemanderen
Menſchen verkehren?

Aber nun ſoll Genoſſe Lindemann noch ein weiteres erklärt
haben. Nach der übereinſtimmenden Meldung der Partei-
preſſe ſoll er nicht nur Freiheit für den „amtlichen Verkehr
mit der Krone“ verlangt haben, ſondern auch „in der Aus-
übung der Repräſentationspflichten“. Es wird da-
mit wohl auch ſeine Richtigkeit haben. Denn inzwiſchen iſt in
der Schwäb. Tagwacht die bekannte Erklärung erfolgt, die eine
weitere Diskuſſion vorläufig ablehnt. Und in ihr wird jene
Forderung Lindemanns nicht beſtritten. So müſſen wir wohl
annehmen, daß er wirklich die „Repräſentationspflichten“ im
Falle ſeiner Wahl zu erfüllen gedenkt. Sollte ich mich irren,
wird mir's um ſo lieber ſein. Hoffentlich erfährt man in den
nächſten Tagen, mindeſtens nach dem 12. Mai, Endgültiges

darüber.
Inzwiſchen müſſen wir uns fragen: was iſt das eigentlich

für ein Ding, „Repräſentationspflichten“? Da fällt mir ein
Tag ein, an welchem dem Reichstag ein Geſetzentwurf vorgelegt
wurde, das Gehalt des Reichskanzlers von 54 000 auf 100 0090
Mark zu erhöhen. Das heißt, ſo war es nicht ausgedrückt.
Vielmehr ſollte er für die Koſten der „Repräſentation“ eine
Zulage von 46 000 Mk. jahrlich kriegen (wie das dann die
burgerliche Mehrheit auch bewilligt hat). Jrre ich mich, oder
iſt damals nicht die geſamte Parteipreſſe mit blutigem Hohn
über dieſe famoſen „Repräſentationspflichten“ hergefallen?
Hat damals nicht die geſamte Parteipreſſe dieſe „Repräſenta-
tion“ für eitlen Firlefanz erklärt? Hat damals (am 31. Januar
1898) nicht im Reichstag Genoſſe Singer im Namen der ganzenſozialdemokratiſchen Partei erklärt: wir lehnen die Erhöhung

der Koſten ab: 2„weil nach unſerer Meinung die Repräſentation des Deut-
ſchen Reichs nicht ſowohl in rauſchenden Feſten geſehen wer-
den kann, als vielmehr in der nachhaltigen und feſten Wahr-
nehmung der Jntereſſen des Reiches und des Volkes.“

Jch denke nun, was damals dem Reichskanzler recht war,
das muß heute dem Stuttgarter Oberbürgermeiſter billig ſein.
Unter „Repräſentation“ verſteht man Feſteſſen, Feiern von
Königs und Kaiſers Geburtstag, prunkvolle Empfänge von aus-
wärtigen Monarchen und dergleichen. Will Genoſſe Lindemann
ſolche Dinge wirklich mitmachen? Will er, als Vertreter der
Stadt, an jedem 25. Februar eine Geburtstagsgratulation ins
Stuttgarter Königsſchloß tragen und an jedem 27. Januar
einen Toaſt auf den Kaiſer ausbringen? Will er, wenn etwa
mal der Ruſſenzar nach Stuttgart kommt, ihn feierlich emp-
fangen und ihm die „ehrerbietigſten Glückwünſche der Stadt“
zu Füßen legen? Will er zur Ausſchmückung der Straßen bei
ſolchen Gelegenheiten Zehntauſende von Mark aus dem Stadt-
ſäckel beantragen, und was dergleichen mehr iſt? Mit einem
Wort: das, wos man allgemein unter „Repräſentation“ ver-
ſteht, ſpricht jedem ſozialdemokratiſchen Empfinden und jeder
ſozialdemokratiſchen Ueberzeugung Hohn, und bedeutet noch
überdies eine wüſte Vergeudung von Steuergroſchen, die bisher
von der Sozialdemokratie nicht ſcharf genug gebrandmarkt wer-
den fonnte.

Deshalb muß es ſo überaus ſeltſam anmuten, daß Genoſſe
Lindemann ſich „volle Freiheit in der Ausübung der Repra-
ſentationspflichten“ bedungen haben ſoll. Und ebenſo ſeltſam
mutet die Manteltragerei der Frankfurter Volksſtimme an, die
da redet von „Repraſentationspflichten, die einem Stadtober-
haupt innerhalb der heutigen Geſellſchaftsverhältniſſe nun ein-
mal obliegen“. Nein, und tauſendmal nein! Das iſt es
ja eben, was die Sozialdemokratie auf das entſchiedenſte be
ſtreitet! Die etle Liebedienerei liberaler „Mannesſeelen“ war
es, die ſich zu ſolchem Kriechen vor Fürſtlichkeiten herabgewür-
digt hat. Aber damit iſt noch lange nicht geſagt, daß ſolche
„Pflichten“ dem Stadtoberhaupt „nun einmal obliegen“. Nur
ein Mann iſt nötig, aber ein wirklicher Mann der zu ſolchen
entwürdigenden Zumutungen kalt lächelnd nein ſagt und
ſofort iſt es mit dem Sput dieſer angeblichen „Repräſentations-
pflichten“ vorbei.

Jch hoffe deshalb und wünſche, daß unſeren Stuttgarter Ge-
noſſen bei der Wahl am 12. Mai der Sieg zufallen möge, und
daß ihr Erwählter ſich dann als der Mann erweiſe, den wir
Sozialdemokraten auf ſolchem Poſten brauchen.

Soweit Genoſſe Borchardt. Da die Stuttgarter Genoſſen
in ihrem Organ weder einen klaren Bericht über die ent-
ſcheidende Parteiverſammlung veranlaßt haben, noch die Tag-
wacht die Parteiorganiſationsbeſchlüſſe mitgeteilt hat, von
deren Befolgung man den Oberbürgermeiſterkandidaten enit-
hunden, ſo bleibt die Partei völlig im Unklaren, bis ſie vor
Tatſachen ſtehen wird. Man hört jetzt nur hie und da etwas,
von dem nicht feſtſteht, daß es ſtimmt. So wird z. B. der Chem-
nitzer Volksſtimme aus Stuttgart ein Artikel geſchrieben, in
dem mit tadellos geſpielter Harmloſigkeit folgendes über die
Beſchlüſſe mitgeteilt wird:

„Aber bei einer Unterwerfung unter gewiſſe Beſchlüſſe der
lokalen Parteiorganiſationen, fuhr Lindemann in der Partei-
verſammlung fort, würde ihm die Ausübung des Ober-
bürgermeiſteramtes unmöglich ſein. Zwei Beſchlüſſe
kommen hier in Frage. Beide ſind Produkte erhitzter De-
batten. Vor beinahe zwei Jahren, als einige Landtagsabge-
ordnete gelegentlich eines Landtagsausflugs den Beſuch im

Friedrichshafner Schloßgarten mitgemacht hatten, über
deſſen Opportunität man geteilter Meinung ſein konnte, war
eine heftige Proteſtreſolution gegen jede Berührung ſozial-
demokratiſcher Vertreter mit dem Monarchen angenommen
worden. Jn dieſer unbedingten Allgemeinheit war der Be-
ſchluß verfehlt. Eine Unterwerfung des Oberbürgermeiſter-
kandidaten unter denſelben aber war unmöglich. Sie würde
mit einemöffentlichen Gelächter beantwortet worden ſein. Wer
ſich um das Amt des Stadtvorſtandes von Stuttgart bewirbt,
kann nicht erklären, daß er dem König ausweichen werde.
Unter den gegebenen Verhältniſſen muß er die Pflichten der
Repräſentation ſowohl als die des perſönlichen
Anſtandes erfüllen. Wollte das die Parteiverſammlung
nicht geſtatten, ſo mußte ſie von einer eigenen Kandidatur
abſehen, was zu der grotesken Konſequenz geführt hätte, daß
man aus „prinzipiellen“ Gründen zur Wahl eines bürger-
lichen Kandidaten gekommen wäre, dem natürlich nicht die ge-
ringſten Schranken für den Verkehr mit dem Hofe auferlegt
werden konnten. Die geſunde Vernunft der Parteiverſamm-
lung kam zu dem Ergebnis, daß ſie dem Genoſſen Linde-
mann vertrauensvoll die Freiheiten gewährte, die er
für die Erfüllung der Repräſentationspflichten
beanſpruchte. Sie entband ihn aber zugleich auch von einem
zweiten Beſchluß, der erſt vor kurzem nach aufgeregten De
batten gefaßt worden war, und wonach die Rathausvertreter
bei wichtigen Beſchlußfaſſungen, „ſoweit möglich“, den
Willen der Parteigenoſſen vorher einholen ſollen.
Wer je einer öffentlichen Körperſchaft angehört hat, weiß,
daß das ſchon für den Siadtverordneten, Gemeinderat, Land
tags- oder Reichstagsabgeordneten unmöglich iſt, geſchweige
für einen Mann in der Stellung des Oberbürgermeiſters.
Will man dem Parteigenoſſen, den man für ein ſolches Amt
vorſchlägt, nicht das nötige Maß von Vertrauen ſchenken, ſo
muß man es ſich verſagen, Macht und Einfluß erobern zu
wollen. Jn theoretiſchen Debatten mag das Bedürfnis der
vom Mißtrauen erfüllten kleinlichen Kontrolle Bejahung fin-
den, wenn die Maſſe der Parteigenoſſen vor die praktiſche
Entſcheidung geſtellt wird, dann ſiegt die kühle Ueberlegung.
Nicht die Freiheiten, die die Stuttgarter Genoſſen ihrem
Oberbürgermeiſterkandidaten gaben, erwecken Bedenken ſon
dern bedenklich iſt, daß die Partei erſt wieder unbrauchbare
Beſchlüſſe aus dem Wege räumen muß, wenn ſie vorwärts
ſchreiten will auf ihrer ſiegreichen Bahn.

Das muß man zweimal leſen, um das Maß von Geſchick
zu beſtaunen, mit dem der Schreiber die Dinge darſtellen kann.
Er ſpricht von einem „Beſuch im Schloßgarten'“, anſtatt
von einem Huldigungsgang zum Könige; er meint, der Beſchluß
hätte „jede Berührung“ mit Monarchen verboten, anſtatt
das „zielbewußte“ Zuhofegehen; er meint, Dr. L. könne doch
dem Könige nicht „ausweichen“ uſw. uſw. Nach dieſer Vor-
bereitung kommt der logtſche Kopfſprung, daß man bei Auf-
rechterhaltung der Parteibeſchlüſſe aus prinzipiellen Gründen
zur Wahl eines bürgerlichen Kandidaten“ gekommen wäre. Der
Schreiber mutet dem ſozialdemokratiſchen Leſer wirklich etwas
ſtarken Tabak zu. Nicht zur Verzichtleiſtung auf die Kandi-
datur, ſondern zur Rückenſteifung des Kandidaten würde es
gekommen ſein. Aber in Stuttgart will man eben die
„Pflichten der Repräſentation“ erfüllt und den „per-
ſönlichen Anſtand“ gewahrt ſehen. Was der Schreiber
unter „Repräſentationspflichten“ und „perſönlichem Anſtand“
alles rubriziert wiſſen will, bleibt dunkel. Die ſchlimmſten Be-
fürchtungen des Genoſſen Borchardt können, wenn die Mehr-
heit der Stuttgarter Genoſſen und Dr. Lindemann ſelber über
„Repräſentation“ uſw. ſo denkt wie der unterrichtete Artikel-
ſchreiber, gar bald zur Wirklichkeit werden. Daß die Par-
teige noſſen über ſolche Dinge vorher befragt werden ſollen,
hat man ja ebenfalls als läſtiges Hindernis bereits „aus dem
Wege geräumt.

Die Ausſichten der' Kandidatur Lindemann
ſcheinen ſehr gut zu ſein. Die Nationalliberalen, die bisher un-
bedingt an Lautenſchläger feſthielten, verſuchten ein
Manöver und erklärten plötzlich ihre Bereitwilligkeit, für den
früher von der Volkspartei vorgeſchlagenen, aber abgelehnten
Miniſterialrat Siegel einzutreten. Die Volkspartei lehnte
jedoch ab, da ſie unterdeſſen nochmals für den Kandidaten Keck
entſchied und dieſen nicht plötzlich preisgeben wollte. Wären
die Nationalliberalen eher gekommen, dann wäre man bereit
geweſen. Da der Ausſchuß der Zentrum spartei in-
zwiſchen beſchloſſen hat, den Zentrumsanhängern die Unter-
ſtützung des Nationalilberalen Lautenſchläger zu empfehlen, ſo
bleibt es bei drei Oberbürgermeiſterkandidaten.

Die Stärke der Parteien bei der letzten Bürger-
ausſchußwahl im Dezember 1910 wird durch folgende Zahlen
gegeben

Sozialdemokratie 10216 Wähler
RVationallibergle 6565
Volkspartei (4131Konſervative. 1864
Zeütrum 1 377Den 10215 ſozialdemokratiſchen Wählern ſtehen alſo 13 937

bürgerliche Wähler gegenüber. Da aber ſchon die relative
Mehrheit der Stimmen bei der Bürgermeiſterwahl entſcheidet,
ſo ſind die Ausſichten, falls zwei bürgerliche Kandidaturen
beſtehen bleiben, für uns ſehr gute.
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Zur Frage der Beſtätigung iſt eine Notiz unſeres
Stuttgarter Parteiblattes über Dr. Lindemanns Kandidaten-
verſammlung intereſſant. Sie lautet:

„Es iſt übrigens mehrfach bemerkt worden, daß Präſi-
dent v. Haag vom Miniſterium des Jnnern der
Programmrede unſeres Kandidaten beiwohnte. Es wird
vielleicht nicht mit Unrecht angenommen, daß er nicht nur
in ſeiner Eigenſchaft als Gemeindewähler anweſend war.“

Politiſche Ueberlicht.
Halle a. S., den 11. Mai 1911.

Das Vorſpiel preußiſcher Wahlrechtskämpfe.
Als ein Vorſpiel zu den künftigen großen Kämpfen um das

preußiſche Wahlrecht betrachten die Junker die bevorſtehenden
Entſcheidungen in der reichsländiſchen Verfaſſungsfrage. Der
Reichsbote, der in ſeiner Herzenseinfalt ſo oft ausſpricht, was
die klügern konſervativen Führer wohlweislich im Buſen ver
bergen, ſchreibt darüber:

Die ſüddeutſchen Staaten haben eine ſchwere Verantwor-
tung auf ſich genommen, daß ſie hier vor dem Maſſenunver-
ſtand (nämlich der Forderung des gleichen Rechts) kapitu-
lierten. Dem unſtaatsmänniſchen Verhalten derſelben
gegenüber war es eine beſondere Pflicht der Reichsregierung,
in der reichsländiſchen Verfaſſungsfrage einen grundſätzlich
abweichenden Standpunkt zu behaupten. Das mußten die
Mitglieder des Bundesrats ſchon mit Rückſicht auf die
großen Lebensintereſſen Preußens tun. Denn
ihr Verhalten hier war unzweifelhaft von prinzipieller Be-

deutung für ihre zukünftige Stellungnahme zur preu-
ßiſchen Wahlreformfrage. Was ſie in Elſaſ-
Lothringen zugeſtanden, können ſie vhne direkte BVerſtöße
gegen eine geſunde Logik auch in Preußen nicht mehr grund-
ſätzlich verſagen. Soll aber das elſaß-lothringiſche Vorſpiel
wirklich ſchon ein Präludinm ſein für die zukünftige Be-
handlung der preußiſchen Wahlreform, dann hätte man auch
in Preußen bereits jede Widerſtandskraft gegen den demo-
kratiſchen Maſſenvordrang verloren.

Alſo ſelbſt der Reichsbote muß anerkennen, daß man den
Preußen nicht verſagen kann, was man den Elſäſſern zu geben
bereit iſt. Jn Elſaß-Lothringen handelt es ſich aber nur darum,
ob das gleiche Wahlrecht jetzt ſchon ſofort eingeführt, oder ob
es vorläufig noch durch das Schamtuch eines lächerlichen
Pluralwahlrechts verhüllt werden ſoll. Auch in Preußen wird
die Frage nicht anders geſtellt werden dürfen. Dreiflaſſenwahl-
recht, Pluralſtimmen für „Beſitz und Bildung“ können nicht
mehr in Betracht kommen. Es wird ſich darum handeln, ob
das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht ohne
weiteres eingeführt wird, oder ob den Leuten über 40 Jahre
eine Altersſtimme zugebilligt werden ſoll. Und weil dieſe
Frage jetzt bei der reichsländiſchen Verfaſſung zur Vor-
entſcheidung geſtellt iſt, kann wirklich wahlrechtsfreundlichen
Parteien die Antwort nicht ſchwer fallen. Sie heißt: Heraus
mit dem gleichen Wahlrecht jetzt für Elſaß-Lothringen,
dann für Preußen!

Behandlungszwang für Aerzte.
Dieſe Frage wurde durch einen Antrag der Sozialdemo-

kraten in den letzten Sißungen der Kurpfuſchereikommiſſion
des Reichstags behandelt. Es wurde darin gefordert, in allen
den Fällen, in denen nach dem Geſetzentwurfe nur Aerzte be-
handeln dürfen, den Aerzten die Verpflichtung zur Be-
hand lung aufzulegen. Ferner forderte der Antrag: „Der
Staat hat die aus dieſer Behandlung den Erkrankten etwa
entſtehenden Schäden zu erſetzen. Die Behandelten haben An-
ſpruch auf Erſtattung des den Aerzten zuſtehenden Honorars.“

Seine Begründung fand dieſer Antrag in ſeinem erſten
Teile aus den Beſtimmungen der 8 3 und 5, nach denen eine
Reihe von Krankheiten nur von Aerzten behandelt werden
dürfen und daß die Behörden nichtapprobierten Kranken-
behandlern den Gewerbebetrieb unter gewiſſen Vorausſetzungen
verbieten können. So hebt der Geſetzentwurf auf der einen
Seite die Kurierfreiheit auf, ſchafft aber keinen Ausgleich dafür
und gibt den Kranken nicht die Garantie, daß nun die Aerzte
für die Einſchränkung der Tätigkeit nicht Approbierter zu
einem Erſatz verpflichtet werden. Daß dieſe Garantiebeſtim-
mung aber unbedingt notwendig iſt, bewieſen die Ausführungen
unſerer Genoſſen zu dieſem Antrag. An einer Reihe von
Fällen konnte nachgewieſen werden, daß Aerzte die Behandlung
von Kranken ſelbſt in dringenden Fällen verweigerten.

Jn der Kommiſſion wurde anerkannt, daß durch die Be
ſtimmungen der 88 3 und 5 ein widerſpruchsvoller Zuſtand ge-
ſchaffen werden würde; der erſte Teil des ſozialdemokratiſchen
Antrages fand zuſtimmende Erklärungen. Man wollte ſich aber
noch nicht für ihn erklären, ſondern auf einen Antrag von
konſervativer Seite wurde die weitere Beratung und die Ab-
ſtimmung über den ſozialdemokratiſchen Antrag ausgeſetzt und
man beſchloß, die Regierung zu erſuchen, bei den Aerzte-
kam mern anzufragen, wie ſie ſich zu der Frage einer ärzt
lichen Verpflichtung zur Krankenbehandlung in den Fällen
ſtellen, die nach S 3 den nichtapprobierten Krankenbehandlern
verboten ſind. Weiter ſollen die Aerztekammern einen Ausweg
zeigen, der aus der widerſpruchsvollen Lage herausführel
Ein Antrag, daß die Aerztekammern eventl. auch die Gründe
angeben ſollen, unter denen ſie die Einführung des Behand-
lungszwanges ablehnen, wurde mit Stimmengleichheit abge-
lehnt. Dafür ſtimmten auch unſere Genoſſen.

Es bleibt nun abzuwarten, wie die Auskünfte der Aerzte-
kammern ausfallen, erſt danach ſoll über den ſozialdemokratiſchen
Antrag entſchieden werden.

Dreiklaſſenhausarbeit.
Das preußiſche Dreiklaſſenhaus beriet am Mittwoch zunächſt

eine Vorlage zur Entlaſtung des Oberverwaltungs-
gericht s. Es ſoll eine Reviſionsſumme feſtgeſetzt und
außerdem ſollen Hilfsrichter zugezogen werden. Der Vorlage
werden von allen Parteien Bedenken entgegengehalten. Genoſſe
Liebknecht verwies darauf, daß die Entlaſtung des Ober-
verwaltungsgerichts den Uebergriffen mancher Verwaltungs-
behörden zuzuſchreiben ſei. Die Einführung einer Reviſions-
ſumme bedeute eine Einſchränkung der letzten Mög-
lichkeit, ſich gegen ungeſetzliche Zumutungen von Ver-
waltungsbehörden zu ſchützen. Die Hilfsrichter würden eine
ſehr zweifelhafte Unabhängigkeit beſitzen. Schließlich ging die
Vorlage an eine Kommiſſion.

Dann wurde ein Geſetzentwurf beraten, der die Pflicht zum
Beſuche der ländlichen Fortbhbildungsſchulen auf
einige weitere Provinzen ausdehnt. Der Landwirtſchafts-
miniſter begründete die Nichtzulaſſung des Sonntagsunter-
richts mit den Vorrechten, die die Kirche auf den Sonntag habe
und ſprach ſich gegen obligatoriſchen Religionsunterricht aus,
da ohnedies viel Gelegenheit zu chriſtlich- religiöſer Erziehung
ſein werde. Ein Konſervativer forderte im Namen einer
Minderheit ſeiner Fraktion die C ehrung des Sonntags-
unterrichts, da ſonſt die jungen Leute in die Wirtshäuſer gehen
würden, um dort Schnaps zu krinken. Die Einführung des
obligatoriſchen Religionsunterrichts wurde nur vom Zentrum
befürwortet. Schließlich ging auch dieſe Vorlage an eine Kom-
miſſion. Nach Erledigung zweier kleinerer Vorlagen vertagte
ſich das Haus auf Donnerstag, wo Anträge und Petitionen be
raten werden ſollen.

Die „Redereform“. Die Geſchäftsordnungs-
kommiſſion der Dreitlaſſenhäusler hat ihre „Reform-
arbeit“ beendet. Es wurde beſchloſſen, daß auch Vereinigungen
von mindeſtens drei Mitgliedern auf ihren Antrag bei der
Bildung der Kommiſſionen berückſichtigt werden ſollen. Die
Beſtimmungen über die perſönlichen Bemerkungen und über die
Bemerkungen zur Geſchäftsordnung wurden ſo eingeſchnürt,
daß es nicht mehr möglich ſein ſoll, daß ums Wort gebrachte
Mitglieder in einer ſolchen Bemerkung erklären, was ſie in
ihrer Rede ausführen wollten. Es wurde auch für ſolche Be
merkungen die Wortentziehung ohne vorherige Mahnung zur
Sache zugelaſſen. Endlich wurde ein fortſchrittlicher Antrag
abgelehnt, nach dem Schlußanträge nicht zugelaſſen werden
ſollten, bevor nicht wenigſtens ein Redner zur Sache geſprochen
hat. Dieſe Möglichkeit, noch gar nicht begonnene Debatten zu
ſchließen, wird ſich die Junkermehrheit unter Umſtänden gewiß
sunutze zu machen wiſſen.

Deutſches Reich.
Der Kuhhandel über die Reichslande. Aus Berlin wird

gemeldet: Ueber die Frage der Zuſammenſetzung der Erſten
Kammer für ElſaßLothringen iſt in den geſtern fortgeſetzten
„vertraulichen“ Verhandlungen zwiſchen Regierung und Partei
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rührung eine Einigung zuſtande gekommen. Danach ſollen
ſich in dieſer Kammer befinden: Sechs Vertreter der Land-
gemeinden, zwei Vertreter der Handwerks- und vier Vertreter
der Handelskammer, während der Regierungsentwurf ur-
ſprünglich drei Vertreter der Landgemeinden, ein Vertreter
der Handwerks und drei der Handelskammer vorgeſehen hatte.
Jm übrigen ſetzt ſich die Erſte Kammer ganz nach dem Vor-
ſchlage der Regierung zuſammen, das ſind im ganzen 23 Mit-
glieder (gegen 18 Mitglieder des Entwurfs), zu denen noch
ebenſo viele vom Kaiſer zu ernennende Mitglieder kommen.

Die Meldung beſagt, daß man anf dieſer „Grundlage“ der
„Parteiführung“ dazu kommen werde, daß auch die „Geführten“
zuſtimmen.

Zur Privatbeamtenverſicherung. Die Regierung ſcheint
jetzt den Gedanken aufgegeben zu haben, das Privatbeamten-
verſicherungsgeſetz noch im gegenwärtigen Reichs e zur Ec-
ledigung zu bringen. Nach Mitteilung einer offiziöKorreſpondenz iſt der Entwurf vom Bundesrate noch nicht

verabſchiedet worden. Die urſprüngliche Abſicht, die Vorlage
gleich beim Zuſammentritt des Reichstags einzubringen, ſei
mithin aufgegeben. Es ſcheine danach nicht mehr der Plan zu
beſtehen, das Geſetz in der Tagung bis Pfingſten überhaupt
noch zur Beratung zu ſtellen. Nach einem Hinweis auf die
Reichsverſicherungsordnung, das Geſetz für die elſaß-lothrin-
giſche Verfaſſung und den deutſch-ſchwediſchen Handelsvertrag
heißt es in der Mitteilung: „Auf jeden Fall aber dürfte die
Vorlage demnächſt der öffentlichen Kritik unterbreitet werden,
ſo daß in den kommenden Sommermonaten den beteiligten
Kreiſen ausreichende Zeit gegeben iſt, zu allen Einzelheiten
Stellung zu nehmen.“

Schweiz.
Sozialdemokratiſche Wahlerfolge in Baſel.

Bei den im Kanton Baſelſt adt ſtattgefundenen Regie-
rungs- und Großratswahlen hat unſere Partei einen
prächtigen Sieg errungen. Es wurden 47 Sozialdemokraten
in den Großen Rat gewählt, vier mehr als dem-
ſelben bisher angehört hatten. Die Freiſinnigen dagegen ver-
loren vier von ihren 39 Sitzen und die Liberalen fünf von ihren
29. Die Demokraten verloren den bisherigen Sitz; die Katho-
liken behaupteten ihre 17 Mandate. Bedauerlich iſt nur der
Erfolg der neuen reaktionären Bürgerpartei, die im erſten
Anſturm ſechs Mandate eroberte.

Die ſozialdemokratiſche Vertretung bildet überragend die
ſtärkſte Fraktion im neuen Parlament und von großem
Jntereſſe iſt dabei die fortſchreitende Erſtarkung unſerer Partei.
1905 hatte ſie 38, 1908 43 und nun 1911 hat ſie 47 Vertreter.
Geht die Entwicklung ſo weiter in der Zukunft, ſo beſteht die
Ausſicht, daß die ſozialdemokratiſche Partei noch die abſolute
Mehrheit (66) im Großen Rate erreichen wird.

Jn die Regierung wurden unſere bisherigen beiden Ver-
treter, Wullſchleger und Dr. Blocher mit 8916 bezw.
8421 und der unſerer Partei naheſtehende Dr. Mangold mit
10 694 Stimmen wiedergewählt, ebenſo die Liberalen Speiſer
und Burckhardt, während die beiden Freiſinnigen das abſolute
Mehr nicht erreichten und noch in der Stichwahl für ihre
Miniſterſeſſel ringen müſſen mit einem Katholiken und einem
Demokraten, die 2586 bezw. 2438 gegen 7111 bezw. 5503 freiſin-
nige Stimmen erhielten. Die ehemals herrſchende freifinnige
Partei iſt in unaufhaltſamem Niedergang begriffen.

England.
Die Selbſtreform der Lords.

Man ſchreibt uns aus London: Sie transit gloria mundi!
Melancholiſche Gefühle mußten die geborenen Geſetzgeber be-
ſchleichen, als ihr Führer, Lord Lansdowne, ſeinen mit
Ungeduld erwarteten Plan der Reform des Oberhauſes ent-
faltete. Es war keine Uebertreibung, wenn Lansdowne ſelber
reſigniert erklärte, daß ſeine Vorlage dem Hauſe der Lords,
in der Geſtalt, wie es bisher bekannt war, den Todesſtoß
verſetze. Eine Körperſchaft, die noch vor wenigen Jahren
der Welt Trotz geboten hätte, wird jetzt von ihrem eigenen
Führer aufgefordert, Selbſtmord zu begehen. Denn auf
nichts weniger läuft Lord Lansdownes Vorlage hinaus. Das
Erblichkeitsprinzip, auf dem das Oberhaus bisher ausſchließlich
beruhte, wird danach faſt gänzlich abgeſchafft. Das neue Ober-
haus ſoll nur aus etwa 350 Mitgliedern beſtehen. Davon
ſollen 100 von den gegenwärtigen Peers aus ihren eigenen
Reihen gewählt werden. Aber auch dieſe Gewählten müſſen
außer ihrem Geburtsadel noch andere wichtige Qualifikationen
beſitzen. Weitere 120 Oberhausmitgileder ſollen von den je-
weiligen Mitgliedern des Unterhauſes gewählt
werden. Die Regierung des Tages ſoll nach beſtimmten Regeln
wieder 100 ernennen. Die Wahlen gelten für zwölf Jahre und
aller drei Jahre ſoll ein vierter Teil der Oberhausmitglieder
abtreten. Die Lords, denen dieſe Vorlage die Geſetzgeberwürde
nehmen will, hörten die Ausführungen ihres Führers mit
eiſiger Stille an, und da ſie, im Gegenſatz zu den Mitgliedern
des Unterhauſes, vorläufig weder von Miniſtern, noch von Ex
miniftern abhängig ſind, ſo iſt es noch ſehr zweifelhaft, ob ſie
fich zu dem ihnen angemuteten Selbſtmord verſtehen werden.

Der Vertreter der Regierung, Lord Morley, empfing die
Vorlage ſympathiſch, aber war mit ihr nicht ganz zufrieden.

leben
Sonnabend.Freitag

II Wie Apfelsinen

Narmelade

Kenfgucken

frich. Rhabarber 3 25

Denn bei aller S elbſtaufopferung ſorgt Lord Lansdownes Plan ſitog
doch dafür, daß die Konſerpativen unter allen Umſtänden eine
Mehrheit im reformierten Oberhauſe haben würden.
iſt es ja gerade, was die
downes Reformplan,
nach der Verabſchiedung der
Grundlage zu Verhandlungen dienen.
die Reform natürlich nur als Erſatz für die Vetovorlage gelten

Die Lords ſind alſo weder mit der Regierung, noch auch
Unter dieſen Umſtänden wird der Reform-

vorlage Lord Lansdownes in ihrer gegenwärtigen Form ſchwer-
Leben beſchieden ſein.

Mexiko.
Die Revolution.

letzten Tagen
wieder weſentlich geändert, und es beſteht wenig Hoffnung auf

as Land zerſtörenden Bürgerkriegs.

laſſen.
unter ſich einig.

lich ein langes

Jn den

baldige Beendigung des d
Der Kampf um die Stadt
und Erbitterung geführt worden und war ſehr verluſtreich. Jn
der Stadt entwickelten ſich verzweifelte Straßenkämpfe. Die
Aufſtändiſchen drangen in die Hauptſtraßen von allen Seiten

die Verſchanzungen zu kümmern.
aus Fenſtern und

den

ein, ohne ſich um
teidiger feuerten
mandant ließ

kaniſche Mitkämpfer.

Stadt
Zahl der T

Ausbreitung der revolutionären Bewegung.
Jn Waſhington erfährt man aus den

Die Revolution greift andauernd weiter
um, nur zwei oder drei mexikaniſche Staaten ſeien noch ruhig.
Eine Erhebung tritt von Oaxack aus ein,
Neffen ſtatt den populären Kandidaten Juarez zum Gouver-

Ein Senator forderte im Senate lebhaft
Die Sun meldet, die

Regierung habe die Hoffnung auch längſt aufgegeben und werde
nun die Revolution um jeden Preis niederzuwerfen verſuchen.
Die Beſtätigung einer weiteren Meldung von einem Friedens-
ſchluß mit den Rebellen des Staates Guerrero, der unter be-
trächtlichen Konzeſſionen der Regierung zuſtande gekommen
ſein ſoll, wäre wichtig, da dann die meiſten, die Stadt Mexiko
umlagernden Jnſurgenten aus Guerrecro auseinander ziehen

Neuyork, 10.
Konſularberichten:
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eine Jntervention.

würden.

ſicht bekommen.
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monoton, daß ſie

ſundheits
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gungen gewährt worden ſind.

teiblatt,
das Leben ſchwer

auf
Maſchinengewehre aufpflanzen.
die hügeligen Teile der Stadt zurück.
wird bereits auf dreihundert geſchätzt, darunter fünfzehn ameri-

Oberſt Steever iſt angewieſen, ſein Mög-
lichſtes zur Durchführung der Neutralitätsgeſetze zu tun und die
Amerikaner von der Feuerzone fernzuhalten. Die
El Paſo ſind mit Luſchauern angefüllt.
Aufſtändiſchen Juarez in
Wind wehte, griff das Feuer
weit zu ſehen. Die Aufſtändiſchen ſetzten den Kampf fort. Die

ſteht an verſchiedenen Punkten
oten und Verwundeteniſt ſehr groß.
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Liberalen verhindern wollen.
meinte

Und das
Lans-

Lord Morley, könnte vielleicht
Vetovorlage als

Die Lords aber wollen

lungen konnte feſtgeſtellt

iſt für den 26. Juli 1911

Arbon in der Schweiz

italieniſcher Referent.

hat ſich die Situation in Mexiko

dauern noch immer an.
wird nun ſchon 9 Wochen
iſt geſcheitert. Die Komr

Juarez iſt mit großer Heftigkeit

Die Ver-
Haustüren. Der Kom-

Hauptſtraßen und Kreuzungen
Die Verteidiger zogen ſich in

Die Zahl der Toten

den Vorſchlag greifen zu
rung ab, daß es ſich jetzt

ruhig weiter ſtreiken. Er
Grube verſaufe. Mit alle

Dächer von
Schließlich haben die

Brand geſteckt. Da ſcharfer
ſchnell um ſich und war meilen-

hier ſchon 6
das letzte Mal die Kommi
verhandeln wollle, warf
falſchen Bericht gegeben zu
und erklärte auf des Direk

in Flammen. Die tun zu können.

können.

in Betracht kommt, beendiwo Diaz ſeinen

r angenommen.mexikaniſche zugeſtimmt haben, wird

betragen. Jn Städten, w

auf 53 Stunden und in d
weitere

Aus der Partei.
Wie man uns behandelt.

Unſer Dortmunder Parteiblatt ſchreibt:
handlung unſeres Kollegen Mehlich im Gefängnis zu Lingen
iſt noch immer keine Aenderung eingetreten.
ſeit Freitag in der dritten Woche in Haft und noch immer ſind
feine Anträge nicht entſchieden.
Cefängniskleidung.
auf ſeinen Beruf und daß das tägliche Leſen von Zeitungen
für ihn eine Notwendigkeit iſt.
Zeitungen zu leſen, hat aber bisher noch keine Nummer zu Ge-

Es wird ihm eben alles abgeſchlagen. Als

einige recht empfindliche

Lektüre werden ihm Schriften aus der Anſtaltsbibliothek über a e egeben, ſeine eigenen Bücher werden ihm verweigert. Man be- Waſſerſtände.

gegenwärtig mit der Anfertigung von Unftrut und Saale. Fall Wuchs
Papierhülſen für Sprengſtoffe, eine Arbeit, ſo Artern, Brückenpeg. 9. Mai -0,48 10. Mai 0,47 0,01

direkt geiſttötend wirken muß. Natürlich Nebra, Oberpegel 2,04 204
kann eine ſolche Behandlung nicht ohne Einfluß auf den Ge UUnterpegel. 36 r1361

zuſtand unſeres Kollegen bleiben, und, wie Weißenfels, Oberpg. tſoll derſelbe auch ſchon erheblich zu wünſchen Unterp. 16 n 012 d
übrig laſſen. Man läßt alſo den politiſchen Gefangenen wieder Trotha 64 e

z iſſchen S Alsleben, Oberpegel 2,35 36 001einmal die ganze Härte der preußiſchen Strafanſtalt koſten, Unterpegel i 0man oft genug lieſt, daß ganz gewöhnlichen Ver- Berüburg 4 4 o o J
brechern, Meineidigen und Defraudanten uſw. alle Vergünſti- Kalbe, Oberpegel u. s m pl, 19 0,03

Unterpegel 084 -0,4680,14
Die Erfurter Staatsanwaltſchaft verfolgt nnaufhörlich. Elbe

Die Erfurter Staatsanwaltſchaft hat unſerem dortigen Par- Dresden 9. Mai --0,85 10. Mai --0,78 0,07
die Tribüne, in letzter Zeit mit Strafklagen aller Art Torgau Fri,19 e 916

zu machen verſucht, ſich dabei allerdings auch Wittenberg 2,15 2,21 0,06
Schlappen geholt. Vor kurzem wur- Roßlau 6 7 6,01den zwei angebliche Streikbrecherbeleidigungen in Verbindung Barby 0,02mit dem Vergehen gegen den S 153 der G.-O. anhängig gemacht. u I 38 t 31 0,07

J am einen Falle lonnt. t u in Verantwortlich für Leitartile Politiſche nebe rſicht. Partei
auf Grund des S 153 nicht
wegen Beleidigung durch den Ausdruck „Rausreißerdienſte“
auf vier Wochen Gefängnis erkannt.
Genoſſe Petzold wegen Vergehens gegen den S 153 am
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durchgeführt iſt.
die allgemeine 50 ſtündige

In der vVe noch nicht erobert werden,

Er befindet ſich

Er trägt auch noch immerMan nimmt keinerlei Rücſſicht der Arbeiter längſt bewill
Zahl von Scharfmachern

u ſo langeEr wünſchte zwei bürgerliche ige es geht,

ſchließliche Sieg nicht aus

einen Monat Gefängnis,
Staatsanwaltſchaft geladenen drei Kläger in der
handlung den Strafantrag zurückzogen.

Klageſtellung veranlaß
Eine internationale

Sozialiſten der Schweiz geplant. Die

die Genoſſen Dr. Karl Liebknecht-Berlin, Dr.
Braun-Wien, Hermann Greulich- Zürich und ein

Gewerkſchaftliches.
Die Bergarbeiterſtreiks im Ruhrrevier

Forderungen zu verzichten bis auf eine bef ſtimmte Aufbeſſerung
des Kohlengedinges und der Schichtlöhne. Der

Belegſchaft auf alle Forderungen verzichten müſſe, ſonſt mögen ſi

legſchaft, den Streik weiter führen zu wollen.
Auf Zeche Glückauf und Segen,

Kohlennummerſyſtems geſtreikt wird, iſt die Lage, obwohl auch
Wochen geſtreikt wird, noch immer unverändert. Als

Darauf lehnte der
handeln mit der Kommiſſion ab.
neue Kommiſſion, um Verhandlungen doch noch weiterführen zu

Der Kampf der engliſchen Buchdrucker.
Der Streik der engliſchen Buchdrucker iſt, ſo weit die Provinz

ſtimmung einen ihnen von ihrer Organiſationsleitung zur An
nahme empfohlenen Kompromißvorſchlag mit Zweidrittelmehrheit,

Nach dieſem Kompromiß, dem die Unternehmer

wöchentlich gearbeitet wird,

wird, wird die Arbeitszeit jetzt um eine S
nächſten Jahres auf 51 Stunden reduziert werden.
wo jetzt 54 Stunden und mehr gearbeitet wird, ſoll die Arbeitszeit

Stunde reduziert worden.
weitere Verkürzung der Arbeitszeit nicht wieder gefordert werden
darf, ehe die 51 ſtündige Arbeitszeit in der Provinz nicht allgemein

Konnte alſo das

einen ſchönen Erfolg gebracht.
Jn London dagegen nimmt der Kampf um die ſofortige Ein

führung der 50 ſtündigen Arbeitswoche ſeinen unverminderten Fort
gang. Die große Mehrzahl der Unternehmer hat die Forderungen

mit Streikbrechern.
Kampfesfreude und der Solidarität der Arbeiter kann jedoch der
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Pirortor u. Besitser: Paul Blüthgen.

4 grosse Schlager! Anfang 8 Uhr. Lachen ber Lachen!
Der keusche Joseph. Herhctmanöver.

6 Mädchen und i Mann. Wo
Im Verbrecherkeller,

e im SeCesamt-Singestunde.
Im vollzähliges Erscheinen ersucht

Der Vorstand I. A. H. Roch.
Sbziaſdem. Verein, Aurnt Mietleben.

Sonnabend den 13. Mai abends 8 Uhr
im „Gaſthof zur Sonne“:

MitolſederBerſamminng.
Tagesordnung: 1. Bericht des

der Gemeindevertretung.
Etats und Stellung dazu. 3. Verſchiedenes.

Die

Senlend ver T9. Mat dende U
im Bahnhofs-Reftaurant zu Ammendorf

Mitglieder Versammlung,
Tagesordnung:

1. Vortrag.
2. Verbands Angelegenheiten.

Die Verbandskollegen von Ammendorf und Umgegend ſind
hierzu freundlichſt eingeladen.

Ohne Mitgliedsbuch kein Einlaß.
Die Verbandsleitung.

Achtung AchtungDölau u. VUmgegendl.
Sonntag den 14. Mai er., abends S Uhr,

im Reſtaur. Knoll's Hütte zu Dölan:
deffentliche volks-versammiung.

esordnunErziehung und echtliche Auftiärung der Kinder.

e Referentin: Frau Rühle Halle.
e Diskuſſton. Freie Diskuſfion.Einem recht zahlreichen Beinch der Männer und Frauen bei

dieſer ſo wichtigen TagesordnungTagesordnung ſieht S Der Einberufer.

C
(R. G. m. H.)

Unterzeichnete berufen hiermit auf Sonnabend den
20. Mai 1911 abends 82/, Uhr nach Wendts Lokal
in Dölau eine

Ausserordentliche

General -Versammlung
mit folgender Tagesordnung ein:

„Austritt des Konſumvereins aus dem
Allgemeinen Verband der deutſchen Er-
werbs- u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und
Uebertritt zum Zentralverband deutſcher
Konfumvereine in Hamburg.“
Die Einberufung ſtützt ſich auf eine Verfügung des

Königl. Amtsgerichts, Abteilung 19, gez. Trappe, vom
1. Mai 1911.

Jm Auftrage von 67 Antragſtellern:
Heinrich Schreiber.
Gustav Aderhold.
Friedrich Schmeil.

n G LIIIIIIIIIIIII1AXXKLIIIIIIIIIIIII Zur Anfertigung feiner HRerren- Garderobe nach Maß
emphehlt sich

Otto Bartoelt, tiallorenstr. le II.
e

m

Gemeinde
vertreters über die im letzten Jahre gefaßten Beſchlüſſe e

2. Kenntnisnahme des

von
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t n en ind 50 h abnackwur Wasd Eler, i
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grus T

ahrelang eingecaureo Qualitäten,

ausgeprobte Passformen.

Maler-Kitte l a Drell-dacken
Bildhauer-Kittel de Wasch- JoppenMechanik Kittel Wo Loden- Joppen

Fleiseh.-Jacken rhelter Monteur- Anzüge

Koch-Jacken Rleldung Waseh- Hosen

Konditor-Jacken. a venen I,6(er-Hosen

Friseur-Jäe ken Akte Tann
Lecder- Hosen im Hamburger Sehnitt.

Berufskleidung für

Halle a. S., am Markt.

Lehrling.

Fwinf
kaufen meinen echten Gnu,

8 Marke A. KL., à Stück zu 5 und 8 Pfennig, mit 30/0 Rabatt.

Bis Vonmabem el

I Stile
von meinem delikaten

Probe
Os gratis.o hochfein, 55 Pfg. mit

u Pfund nur O o Rabatt.

Pfg. mit 50/0
r

9Abem 68 u. z
„Vö, mit 5

Aber r

Kinder Hüte

gebe bei Einkauf von 1 Pfund zu 85 Pfg. mit 59/0 Rabatt J
meiner heute weltberühmten Spezial Marke, Knäusels

Tafel Butter Erſatz (Margarine),
Bauern Käſe, Marke „A. z Zur

ASTHMA.

Anna Schultz,
Geiſtſtraße 15, Adler Apotheke. Schülerkarten M. 1. 10 an der

Max Zerndorff's

Handschuhe, Strümpfe,

Sonnabend den 18. Mai
abends 8 Uhr:

Die Wikatr vom obern
Sonntag d. 14. Mai nachm. 3 Uhr

Rotkäppchen-
Abends S Uhr:

Die Welt ohne Männer.
Es ladet höflichſt ein

e Dirextlon

Blumengitter
in Holz und Pisen.

e Um 15. Mai unwider
ruflich letzte Vorſtellung.

Stadttheater Halle.
C. F- Ritter g.Leipzigerstrasse 90. Direktion e modert

Damen- und h
Doktor Klaus.

Luſtſpiel in 5 Akten v. A. e
KaſſenöffnAnf. 8 Uhr. z e 1017 Uhr.

Sonnabend den 13. Mai:
Abends B8 Uhr:

229. Vorſtellung i. Ab. 1. Viertel.

kleidſame, ſolide Sachen,

empfiehlt zu bekannt

billigſten Preiſen

Tages- und Abendkasse.

Preciosa-Schauſpiel in 4 Akten von P. A.
Wolf. Muſik von C. M. v. WeberLicherdeits Sinn platten

Posamenten-, Woll- und
Weisswaren Geschäſt

Geiſtſtraße 22 (Mülgl. d. Rab.-Spar-Ver.)
empfiehlt ſehr billig:

Korseits, Kindernüte. O r witten? s

o Mundgernehn

eng Verkaufeniserreger im Munde u. zwiſchen den
Zähnen u. bleicht mißfarbene Zähne
diendend weiß, ohne dem Schmelz zu
ſchaden. Herrl. erfriſch. im Geſchmack.
In Tuben, 4—6 Wochen vTube J Probetube 50
in Bpotheten. Drogerien, g7-

tüewerien. Depots in Halle a. S.

bis auf weiteres ſpottibillig:
Mäntel 1.56, 2.50, 4.00 b. 6.00 .4Sohlauoho 1.50, 2.00, 3 b. 4
Giocken 20 S. len 694

Crifto 8S HirſchApotheke, Markt 17. en 2b. A.
S Löwen- Apotheke, Am Markt.
Drogerie W. Hoeſcr, Geiſtſtr. Fahrraddaus nur Gr. Klan 3 32.

r VNeumarkt- Drog., Bernb. Str. 82.
W M. Waltsgott Nchf., Gr. 30.

Neue Raäder 50, 60, 80 b. 100

Bitte genau a. Hausnumm. achte

ßestaurant
mit Konzess. Schnaps-Aussech.ſämtlichem Inventar evtl.

täglichwenn Sie Ihre Geſundheit
erhalten wollen. Garunt. rein. F
Blütenhonig, hervorragend
ſchöne Qualität, Pfd. 80 Pfg.,
bei 5 Pfd. 79 Pfg., empfiehlt Offerten unter B. J. 7021 an

lBooch. Breiteſtr.1u. Markt Rnaoit Nosse, Halle.

l e
u Standesantlie Ruhrigten.

Halle-Süd (Steinweg 2) 10. Mai.
Joh. Bernhardt, Kellnerſtraße 4. Aufgeboten: Reiſende Eckert

und Roſa Kramer (Schmeerſtr. 14
und Gr. Klausſtr. 26). Schloſſer
Proft und Lina Plötzke (Kuttel-
hof 9 u. Langeſtr. 30). Fleiſcher

Jedem Leidensgenossen teile ich Stolze und Günther (Halle
gern kostenlos mit, wie ich in und Roſenfeld). Klempner Röß-meinem schweren Asthmaleiden ler und M. Zimmermann (Halledauernde Hilfe gefunden habe. u. Wie en eelig
Frieda Jörns, Friesenstr. 43/III, und M. Wolf (Halle u. Canena).

Hannover 21. ar ler Men u. Martha Hayn
r und r r Se nnd S dert S S6. bolig, ger ift. verlin eseen e h

sofort zu verkaufen.

Einzig in Halle.

95 t Bazar 95
21 Große Ulrichſtr. 21.

Geschenke und Haushalt- Artikel.

Sommerſpielwaren
Unerreichter Geſchmack Auswahl Qualität.

M ss Pfg. Jedes Stück 95 Pfg.
Vereinen gewähre Rabatt.

n

nur Magdeburgerſtraße
empfiehlt hostes Rindfieisoh:

ohne Knochen 75--80 Pfg., mit Knuchen 60--70 Pfg.

l. Iallesehe Binder- n

Einziges Spezialgeſchäft am Pugße
Jnhaber: Richard23 (vis-à-vis Sathalla)

u. F. Scharf ma Wr
o ngen: Hoch- uBlumentalſtr.27. Tiefbau i a nd

Elſe Raap (Landwehrſtraße 15 u.Freitag leere 13). Kaufmann
war Ochſe u. MarieM. Fromme, zigerſtr. 95 und Reilſtraße 101).
Liebenauerfſtraßze 5. eboren: Mittelſchullehr. Böhme

ſag Tocht. denn Are beiter Thiemann S el
verta Steuer, ſtraße 10). Arbeiter ger S

Reideburgerſtr. F. Brunoswarte 16). Arbeiter Trim
Jeden Freita pert T Zwingepſtr 26. Poſt

Keblaehle ſt z e Bee S. u. T.Schulzeocht. We w. Diener
Thiele agkobſtr. 28).

Max Spira, Diemitz. „Seſtorren: dir an
Wilhelm Verndtſtraße 1. Feiters Heer W n

A 9 rf. Böllbergerweg 27). Gärtnersm men 0 Wo d irrige uPro o eſchi rer neiderJeden Freitag Sohn, 8 Mon. (Sophienſtr. 40).Schlachtefeſt. Eratmann h a a
Friſches Fleiſch 80 Pf., friſches ters Wehurger-Gehactes und Wurſt 90 Pf. er I 8t S. GBerleenrger

ans reinem Schweinegut. alle-Nord Gr. Brunnenſtr. 38)Mitglied d. RabattSparVereins. s 9. Mai. ſtr
Friedrichstr. 5. J eng Former Hennig

und Klara ehnert (Humboldt-
ſtraße 12 und Kleine Goſenſtr. 4).

Heute Geboren: Redakteur Hennig.l b b S. (Advokatenweg 14). Bahn-
wärter Hoffmann S. (Eichendorff

Empfehle: ſtraße 17). Viktualienhändler
ch T. dl lſein. Alut. u eeherwurſt ſeenetePfd. 90 Pfg. er Kittler S. (Petersberg-

Delikateß Leberwurſt frage 42). Schuhmacher Geſe
ohne Majoran a Pfd. 1. 20 (Eichendorffſtraße 17).

Pökelknochen, a urdey 4Wurstschmalz v. äsſchlacht. eilſtraße 1

ſtraße 3). Lehrer Herold aus
a 4Sinn S 24J Albrecht-t e 0 ite m inna chöne, Jahre( rege
Stolzenhain, 22 J (Nervenklinik).

EE I rFür die Inſerate verantwortlich: Rob. Jan er. Drud der Habeeſch. Genoſſenſch.Buchdruck (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt J. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.

228. Vorſtellung i. Ab. 4. Viertel.
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 110

Deutſcher Reichstag.
171. Sitzung. Mittwoch, den 10. Mai 1911, mittags 1 Uhr.

Die Beratung der
Reichsverſicherungsordnung

wird fortgeſetzt bei S 249, der Beſtimmungen für die Zulaſſunm r r n enthält. f Iulayusg
bg. Leber (Soz.): Wir beantragen, dieſen Paragraph zuſtreichen. Gerade die im Krankenkaſſenweſen faßte

ſonen verwerfen die beſonderen Ortskrankenkaſſen. Auch der
Allgemeine Krankenkaſſenkongreß hat das getan. Der Regie-
rungsentwurf ſchrieb als Mindeſtzahl einer beſonderen Orts-
krankenkaſſe im S 250 500 vor und gab im 8 251 der oberſten
Verwaltungsbehörde die Befugnis, in Bezirken mit über 200 000
Einwohnern die Mindeſtzahl der Mitglieder auf 5000, in Be
zirken mit über 500 000 Einwohnern auf 10000 zu erhöhen.
Dieſe Beſtimmungen hat die Kommiſſion geſtrichen, die Min
deſtzahl auf 250 herabgeſetzt und die Regierungsvorlage alſo
noch erheblich verſchlechtert. Wenn unſere Verbeſſerungs-An-
träge abgelehnt werden, ſo wird hoffentlich die Regierungsvor-
lage wieder hergeſtellt.

Berichterſtatter Abg. Horn (natlib.): Es handelt ſich ja nur
um das Beſtehenbleiben ſchon beſtehender Ortskrankenkaſſen.
Auch hat die Kommiſſion in dem 8 250 für die Herabſetzung der
Mindeſtziffer der Mitglieder als Aequivalent die Bedingung
für die Zulaſſung beſonderer Ortskrankenkaſſen hinzugefügt:
„Wenn ihre Leiſtungsfähigkeit für die Dauer ſicher iſt.“

Der ſozialdemokratiſche Antrag wird abgelehnt.
Abg. Hoch (Soz.): Die Ortskrankenkaſſen noch kleiner zu

machen, als ſie der Regierungsentwurf vorſah, iſt ein ſtarkes
Stück. Wie kann man größere Leiſtungen der Kaſſen ver-
ſprechen, wenn man ſie leiſtungsunfähiger macht. Wir haben
die Wiederherſtellung der 88 250 und 251 beantragt nach der
Regierungsvorlage, da deren Zahlen doch nicht willkürlich ge-
griffen ſind, ſondern der Erfahrung entſprechen. Proteſtieren
muß ich gegen die leichtfertige, unrichtige Behauptung des Refe-
renten, daß der Zuſatz im S 250, den er vorhin erwähnt hat,
von der Kommiſſion als Aequivalent für die Herabſetzung der
Ziffer gedacht war.

Die 88 250 und 251 werden unter Ablehnung der ſozialdemo-
kratiſchen Anträge angenommen.

Weitere ſozialdemokratiſche Anträge werden zahlreich nieder
geſtimmt.

„Abg. Emmel (Soz.): Wir beantragen, den S 257 und damit
die Betriebskrankenkaſſen vollkommen zu ſtreichen. Sollten Sie
dieſen Antrag ablehnen, ſo beantragen wir, dem S 257 die Faſ-
ſung zu geben, daß bei Jnkrafttreten dieſes Geſetzes Betriebs-
krankenkaſſen beſtehen. die mindeſtens 500 verſicherungspflich-
tige Mitglieder haben, werden ſie auf Antrag als Kranken-
kaſſen zugelaſſen, ſolange ſie den Anforderungen des S 260
entſprechen“. Nun

lehnen Sie ja unſere Anträge gewohnheitsmäßig ab,
und deswegen beantragen wir noch für den Fall, daß Sie auch
dieſen zweiten Antrag ablehnen, als weiteren Eventualantrag
die Wiederherſtellung der Regierungsvorlage, wonach minde-
ſſtens 500 Verſicherungspflichtige im Betriebe beſchäftigt ſein
müſſen, wenn eine Betriebskrankenkaſſe errichtet werden ſoll,
und wonach die beteiligten Verſicherungs pflichtigen vorher zu
hören ſind, und wir beantragen, hinzuzufügen, daß ſie in ge-
heimer Abſtimmung durch WMeehrheitsbeſchluß ihre Zuſtimmung
zu geben haben. Denn die Betriebskrankenkaſſen ſollen doch

die Jntereſſen der Verſicherten wahrnehmen.
Bisher genügten zur Gründung einer Betriebskrankenkaſſe
leider 50 Mitglieder. Den Vorſchlag der Regierung, dieſe Zahl
auf 500 heraufzuſetzen, hat die Kommiſſion ſehr weſentlich ver-
ſchlechtert, indem ſie die Zahl in 150 abänderte und für die
land wirtſchaftlichen Betriebe und die der Binnenſchiffahrt ſo-
gar bis auf 50 herunterſetzte. Jn der Kommiſſion ſchlugen wir
vor, daß mindeſtens 1000 Beſchäftigte im Betrieb vorhanden

ſein müſſen, denn bei einer geringeren Zahl von Mitgliedern
iſt eine Kaſſe überhaupt nicht leiſtungsfähig. Von anderer
Seite wurde vorgeſchlagen, daß mehrere Betriebe ihre Beſchäf-
tigten zu einer Betriebskrankenkaſſe zuſammenſchließen können.
Das würde den Ruin der Ortskrankenkaſſen bedeuten. Die
Behauptung, daß

eeeeeceeeekrenee e E u
die Betriebskrankenkaſſen die beſten und lei-
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Halle a. S., Freitag den 12. Mai 1911

ſtungsfähigſten ſind, iſt falſch. Sie ſind billiger als die Orts-
krankenkaſſen, weil ſie in geſundheitlicher Beziehung nur erſt
klaſſiges Material aufnehmen, während die Ortskrankenkaſſen
alle von den Betriebskrankenkaſſen Zurückgewieſenen aufneh-
men müſſen. Jn den Petitionen für Aufrechterhaltung der Be
triebskrankenkaſſen wird behauptet, daß die zentraliſierten
Ortskrankenkaſſen auch eine

politiſche Gefahr
bilden. Das muß entſchieden zurückgewieſen werden. Die Ar-
beiter haben auch ohnchin Gelegenheit genug, ſich politiſch zu
organiſieren. (Sehr wahr! bei den Soz.)

Ueber die Leiſtungen der Betriebskrankenkaſſen hat die Gene-
ralkommiſſion der Gewerkſchaften eine Umfrage veranſtaltet.
Aus dem reichhaltigen Material trage ich einiges vor. Ein
Vorſtandsmitglied der Betriebskrankenkaſſe der kaiſerlichen
Werft in Kiel, zugleich Vorſitzender des Arbeiterausſchuſſes,
wurde entlaſſen, weil er es gewagt hatte, die Jntereſſen ſeiner
Mitarbeiter zu vertreten. (Hört, hört! bei den Soz.) Mit Vor-
liebe ſchieben die Betriebskrankenkaſſen alte und kranke Mit-
glieder ab, die dann den Ortskrankenkaſſen oder der Armen-
pflege zur Laſt oder Schwindeltaſſen anheim fallen. Die
Wahlen der Arbeitervertreter zu den Betriebskrankenkaſſen
werden vielfach zur reinen Komödie herabgewürdigt. Dabei
kommt es den ſtaatserhaltenden Herren auch auf einige Ge-
ſetzesverletzungen mehr oder weniger nicht an. (Hört, hört! bei
den Soz.)

Jn einem Betriebe wurde eine Kaſſe errichtet, obwohl bei der
Abſtimmung

nur fünf Arbeiter dafür ſtimmten.
(Lebh. Hört, hört! b. d. Soz.) Sogar vor Argliſt ſchreckt man
nicht zurück, um Arbeiter um ihre ſauer verdienten Anſprüche
zu bringen. Und Aerzte, Polizeiverwalter, Landräte, Staats-
anwälte ſtehen dieſen Praktiken hilfreich zur Seite oder drücken
wenigſtens ein Auge zu. (Hört, hört! b. d. Soz.) Eine Be-
triebskrankenkaſſe ließ ein weibliches Mitglied, das an einer

anſteckenden Krankheit
litt, ruhig in der Wohnung ihrer Angehörigen liegen, obwohl
ſie wußte, daß die Krankheit anſteckend war. (Lebh. Hört,
hört!) So wurde die Geſundheit einer ganzen Famiile, ja,
vielleicht einer ganzen Stadtgegend, gefährdet, nur um die
Differenz zwiſchen Krankenhauspflege und Krankengeld zu
ſparen. (Lebh. Hört, hört! b. d. Soz.) Jn einem anderen
Betriebe werden alle Arbeiterinnen periodiſch auf Schwanger-
ſchaft unterſucht. (Lebh. Hört, hört b. d. Soz.) Ferner be-
nutzt man die Beſtimmungen der Betriebskaſſen, um Ange-
hörige

mißliebiger Organiſationen fernzuhalten
und Gelbe zu protegieren. (Sehr wahrl b. d. Soz.)

Die Betriebskaſſen ſind eine wahre Prämiierung der Drücke-
bergerei der Unternehmer. Schon darum ſollten ſie beſeitigt
werden. Alle Autoritäten, Mediziner und Volkswirtſchaftler,
alle Sachverſtändigen, ſind ſich über die Notwendigkeit ihrer Be-
ſeitigung einig. Von den Vorſtänden der Betriebskaſſen ſelbſt
iſt die große Mehrheit für einheitliche Ortskrankenkaſſen.
(Lebh. Hört, hört! b. d. Soz.) Große, leiſtungsfähige Orts-
krankenkaſſen bieten allein die Gewähr dafür, daß die Kranken-
verſicherung wirklich dem Arbeiterwohl dient. Darum ſollte
ſich der Reichstag auf dem Boden unſeres Antrages ſtellen.
(Lebh. Beif. b. d. Soz.)
Abg. Streſemann (natl.) Wir können die vorge-

fallenen Einzelfälle nicht prüfen. Selbſt, wenn ſie wahr wären,
beweiſen ſie nichts gegen die Betriebskaſſen als ſolche. Die
Betriecbskaſſen haben ſich ausgezeichnet bewährt. (Lebh. Wider-
ſpruch b. d. Soz.) Die Kommiſſionsbeſchlüſſe treffen das
Richtige und wir werden für ſie ſtimmen. (Beifall bei der
Mehrheit.)

Abg. Hoormann (Fortſchr. Vpt.): Ganz gewiß ſind böſe
Mißſtände bei den Betriebskaſſen vorhanden. Aber ſoweit, dieſe
Organiſationsform abzuſchaffen, können wir nicht gehen.

Abg. Sach ſe (Soz.) Emmel hat nür einen ganz kleinen
Teil ſeines Materials vorgetragen und auch ich beſitze über die
Praxis der Knappſchaftskaſſen noch reiches Material. Es
exiſtieren ſolche Kaſſen mit noch nicht 40 Mitgliedern, eine ſogar
mit nur acht. (Hört, hörtl b. d. Soz.) Das ſind keine Kaſſen

unſere ehe an.
4 nung aller Abänderungsanträge wird S 257 in

der Faſſung der Kommiſſion angenommen.
m e

22. Jahrg.

259 beſtimmt nach der Kommiſſionsfaſſung, daß bei Saiſon-
betrieben die W für die Errichtung einer Betriebs-krankenkaſſe für zwei Monate mindeſtens vor danden ſein muß.

Ein Antrag Albrecht will dieſen Paragraphen ſtreichen.
Abg. Buſold (Soz.): Dieſer Paragraph bedeutet lediglich

eine außerordentliche Begünſtigung der Großagrarier. Der-
artige kleine Kaſſen, wie ſie hier gedacht ſind, können ihren
Verpflichtungen ja gar nicht nachkommen, und deshalb liegt in
ihnen auch eine große Gefahr für die Volksgeſundheit. Natur-
gemäß können dieſe Miniaturkrankenkaſſen nichts leiſten,
Röntgenſtrahlen würde man bei ihnen höchſtens einmal an-
wenden, um den Kaſſenſchrank zu durchleuchten. (Sehr gut!
b. d. Soz.) Die kleinen Bauern beſchäftigen nie ſoviel Per-
ſonen in ihrem Betriebe, wie hier vorgeſehen, und müſſen ihre
Arbeiter daher in den Landkrankenkaſſen verſichern. Die Guts-
beſitzer beſchäftigen nur geſunde Leute, die Kranken entlaſſen
ſie, und Halbinyvalide ſtellen ſie erſt gar nicht ein; ſolche Leute
werden nur von den Kleinbauern beſchäftigt. Auch die Mittel-
bauern können ſich unter gewiſſen Kanutelen von der Land
krankenkaſſe befreien. Das ganze Riſiko bleibt alſo bei den
kleinen Bauern. Jn unverſchämteſter Weiſe ſind dieſe Be
ſtimmungen

auf das Jntereſſe der Großgrundbeſitzer zugeſchnitten,
und gerade die Herren, die ſich hier immer als Vertreter der
Kleinbauern aufſpielen, treiben leider die unverſchämteſt:
nackteſte Jntereſſenpolitik für die Großen. (Lebh. Fuſt. b. d.
Soz., Unruhe rechts.) Leider dürfen auch ſolche Mitglieder
des Hauſes, die ein perſönliches Jntereſſe an der
Sache haben, mitſtimmen, ſonſt müßten hier mindeſtens 90 Mit-
glieder vor der Abſtimmung hinausgehen. (Schr wahr! b. d.
Soz.) Wenn Sie dieſen Paragraphen annehmen, werden
Jhnen die Kleinbauern bei den nächſten Wahlen die Quittung
geben. (Lebh. Bravo! b. d. Soz.)

Abg. Fegter (Vpt.) wendet ſich gleichfalls gegen den Para-
graphen; eine Kaſſe von 50 Mitgliedern iſt ſicher nicht
leiſtungsfähig. Jn der Kommiſſion hat ein Regierungsver-
treter ſelbſt zugegeben, daß der Paragraph in dieſer Faſſung
die völlige Aufhebung der Landkrankenkaſſen bedeutet. (Hört,
hört! links.) Aber wieder hat ſich die Regierung den Agrariern
gefügt, dieſelbe Regierung, die ein Unannehmbar ausfpricht,
wo es auf den Schutz der Wöchnerinnen ankam. (Lachen
rechts.) Jhnen wird das Lachen noch vergehen, bei den nächſten
Wahlen werden Sie die richtige Quittung auch dafür be-
kommen. (Sehr gut! links.) Sie kommen nur in den Saal,
wenn abgeſtimmt wird und halten es nicht einmal für nötig,
unſere Gründe anzuhören. Dies Verhalten der Mehrheit
nagele ich vor dem Lande feſt. (Bravol! links.)

Der J 259 wird in der Abſtimmung aufrecht erhalten.
Dies Spiel wiederholt ſich in vielfältiger Variation noch

einige Stunden lang. Es iſt unmöglich für uns, die Aus-
führungen unſerer Redner, ſo trefflich ſie jedesmal waren, hier
wiederzugeben. Schluß 612 Uhr.

Gewerkschaftliches.
Hirſch-Dunckerſche Praktiken.

Jn Stolp (Pommern) ſtanden die organiſierten Tiſchler in
einem hartnäckigen Kampfe mit dem Unternehmertum. Der Kampf
dauerte monatelang, da es den Unternehmern gelang, Arbeits-
willige heranzuziehen. An der Vermittlung der Arbeitswilligen
beteiligten ſich auch die Hirſche, indem ſie verſuchten, ihre Ver-
bands mitglieder zum Streikbruch zu bewegen. Als dieſe Tatſache
von Mitgliedern des Holzarbeiterverbandes ausgeſprochen wurde,
wurde gegen ſie die Beleidigungsklage geführt. Daß die Hirſche
die Lieferung von Streikbrechern tatſächlich übernommen hatten,
dafür liegen jetzt Beweiſe vor, und zwar eine Poſtkarte und ein
Brief, die beide von Herrn Pöthke, Sekretär des Gewerbevereins
der H.-D. unterſchrieben und mit dem Vereinsſtempel verſehen
ſind. Jn dieſen Schreiben, die während des Streiks an auswärtige
Tiſchler gerichtet ſind, werden die Tiſchler aufgefordert, nach Stolp
zu kommen, da hier ſehr viel Arbeit vorhanden ſei. U. a. wird
auch geſagt, daß der Kampf bis aufs Meſſer geführt werde. Es
werden dann den Arbeitswilligen die Stunden- und Wochenlöhne
ſowie die Preiſe für Logis mitgeteilt. Recht bezeichnend für die
Qualität der Hirſche iſt auch die Mitteilung an die Arbeitswilligen

Wenn der Vorhang fällt.

Aus der Komödie des Lebens.
Roman von Jonas Lie,.

9] S Nachdr. verb.„Und ich“, brach ſie aus, „ich ſage dir, laß mich laß mich!
Wir ſind fertig miteinander in dieſer Welt müſſen es ſein!
Um endlich einmal Atem zu ſchöpfen, aufzuatmen wie andere
Menſchen, frei zu ſein von Bangen und Qual und Wachen
frei von dir brach ich mit allem und all den Meinen und
nahm die Stellung hier an Bord als Stewardeß an. Jch wollte
nach Amerika. wo du nicht warſt wo keiner von dir wußte
und keiner mir von all dem Traurigen über dich erzählen
konnte!“

„Nein, Ellen ach nein! So ſchlecht meine ich es denn doch
nicht mit dem Menſchen, der mir der liebſte auf Erden iſt, daß
ich wollte, er ſolle ſein Schickſal wieder an mich binden ſo
gar, wenn ich noch auf beſſere Möglichkeiten für mich hoffte!“

Sie rang die Hände, als wollte ſie ſagen, daß ſie das alles
gut genug kenne nur zu gut.

„Nein nein ich will keinen Teil an dir haben nichts
mehr von dir als auf demſelben Weltteil exiſtieren zu
dürfen! Jch werde mich fernhalten ganz fernl! Wenn ich
nur das Bewußtſein habe, daß wir auf demſelben Erdboden
ſind daß die Sonne zu gleicher Zeit über uns beide ſcheint!

Du weißt doch, du biſt alles für michl
„Alles?“ fragte ſie bitter und warf ihm einen inhaltſchweren

Blick zu.
„Du meinſt, es gab etwas, das mir noch mehr wert war, als

du? Ach Ellen, kennteſt du meine Angſt jedesmal, wenn ich
fühlte, daß der Raubvogel ſich näherte, um das bißchen Menſch,
das ich in mir wiedergefunden hatte, zu zerreißen und zu plün-
dern um mitleidslos in den W r zu u rn
ich mir gezimmert hatte um mich wieder hinaus in denMnetrit Zu werfen mit der Hölle im Blut bis ich ſchließ-
lich wie ein ſtumpfer Zuſchauer vor dem Untergang des eige-
n do rief ſie, T der Hand vor den Augen, als er
trüge ſie es nicht, ihn zu ſehen.v dachte t es möchte dich intereſſieren, zu wiſſen, daß
ich ſeit dieſem Frühjahr keinen Alkohol mehr zu mir genom-

men habe!“ ſagte er verzagt. eEs lag etwas unſäglich Demütiges, Armſeliges, Hoffnungs-
loſes über ihm!zwei Monate länger als damals, wie unſere Be-
ziehungen zuletzt aufhörten!“ ſagte ſie leiſe und traurig.leben Monate vielleicht auch neun ehe du deinem Vor

ſatz wieder untreu wirſt!
leidenſchaftlich, „ſchone den armen flügellahmen Vogel, der ſich
nur noch mit ſeinem letzten Flügelfſchlag verbergen will!“

„Jch ſchonen!“ flüſterte er zerſchmettert. „Jch, den es
glücklich macht, hier zu ſtehen und zu ſehen, wie du die Hände
über mir ringſt deinen Spott hören deiner Stimme zu
lauſchen der ich mich wieder und wieder dieſer Begegnung
mit dir hier auf der Treppe wie eines köſtlichen Traumes er
innern werdel!“

„Es iſt vorbei, Mathias es iſt vorbei!“ ſagte ſie dumpf.
Sie hielt ſich an dem Geländer feſt, als ob ſie ſich vor dem

Umfallen bewahren müßte und verſchwand nach dem Gang hin
in einer der Kajütentüren.

Mathias Wiig ſtand und ſtand ſchwindlig und in
kaltem Schweiß.

Die Spannung war zu ſtark geweſen für ihn. Nur halb
war er ſich bewußt, daß er nachher unaufhörlich über das Ver-
deck ging und ſtehen blieb

Endlich ſchleppte er ſich in das Rauchzimmer und warf ſich
auf ein Sofa.

Die Paſſagiere gingen ein und aus oder ſchauten nur herein.
Mathias Wiig lag, als ob er ſchliefe. Bruchſtücke ſeines

Lebens glitten an ſeinem inneren Auge vorüber. Sonnen-
flecke und Dunkel. Er und Ellen.Er ſah ſie als junges, ſechszehnjähriges Mädchen, im lichten
Sommerkleid, friſch wie eine Roſe im Garten unter all den
Geſpielen. Sie war zum Sonntagsbeſuch im Paſtorhaus,
wo er, noch Student, als neuangekommener Hauslehrer weilte.

Man ſpielte „Habicht und Taube“ und „das letzte Paar
vor!“ Und als die Sonne ſank und ſie hinter einem der hohen
Stakete verborgen ſtanden, fand er Veranlaſſung, ſeine Welt-
anſchauung vor ihr zu entwickeln. Und ſie hörte mit ſolch
ſchönen, glänzenden, blauen Augen zu, den Kopf mit dem
Goldhaar meiſt dem Sonnenſchimmer zugekehrt.

Es war ein ganz kleiner begeiſterter Vortrag. Zum Schluß
erklärte er es nicht für unmöglich, daß in der kalten Gleich-
gültigkeit des Weltgeſetzes dem Menſchenſchickſal gegenüber
der Zufall die Erdkugel in Millionen von Aſteroiden explo-
dieren laſſen könnte.

Groß und bitter war ſein Aerger, als ſie mit einem Male
an ihm vorbeiſchoß, um die erſte am Ziel zu ſein und mit
luſtigem Spott zurief:

„Dann ſitzen Sie auf einem Stück und ich auf dem andern,
und wenn wir aneinander vorbeiſegeln, begrüßen wir uns!“

Noch heute hörte er die melodiſche Stimme des jungen Mäd-
chens und ſah das warme Leben in ihrem Geſicht, das noch
halb das eines Kindes war, und etwas unausſprechlich Grades
und Einfaches in ihrem Weſen.

Ein Jahr darauf war Ellen ſeine Braut bekehrt zur

Jch ſage dir“ rief ſie plötzlich Theorie vom Zufall und den Aſteroiden. Sie glaubte an ſeine
e Zukunft und fuhr mit ihm in der goldenen Märchen-
utſche.
Er hatte Aufſehen erregt mit einer preisgekrönten Abhand-

lung über orientaliſche Philoſophie und war einer der glän-
zendſten und hoffnungsvollſten Namen in der Studentenwelt.

Und dann packte ihn der Teufel am Kragen und ſchleppte ihn
in die Kneipe, wo ſeine Witze und geiſtreichen Worte von einem
begabten Kameradenkreis gewürdigt und in der ganzen Stadt
umherkolportiert wurden. Es kam das dunkle Jahr, in dem
Cafés und Reſtaurants und Kneipen ihn mehr und mehr an ſich
zogen, wie der Strudel den Strom an ſich reißt Tag für Tag

bis er um das ganze Jahr betrogen war.
Und dann immer wieder dasſelbe.
Alle die Lügen, die er hatte in Szene ſetzen müſſen, all die

niederträchtige Heuchelei, all die falſchen Ausſichten und Hoff-
nungen, die er ihr wieder und wieder vorgeſpiegelt hatte
Auge in Auge mit der Verzweiflung im Herzen. Denn die
Wahrheit würde fie von ihm geſchieden haben.

Und dann der Tag der Offenbarung, da der wirkliche Sach-
verhalt in all ſeiner Ausdehnung ihr zu dämmern begann.
Sie glaubte und glaubte hoffte und hoffte; ſie ſchlich ſich
des Abends aus, um nach dem Licht in ſeinen Fenſtern zu
ſpähen, und ihr armes Herz jubelte, wenn ſie es leuchten ſah!

Und inzwiſchen ſaß er in der Stammkneipe und machte Witze
über den Faßhahn und behauptete, er hätte das Delirium und
krähe in dunkler Nacht.

Das war wahr. Der Hahn krähte auch, wenn er nach Hauſe
zurückkehrte und das Licht ſeiner Lampe durch die offene Tür
auf den Hühnerhof fiel.

Aber wenn er ſchwankend und taumelnd den Hahnenſchrei
hörte, war er nicht mehr witzigl Jn kalter Verzweiflung ſchien
es ihm dann, als krähe der Hahn über ſeine Schwäche und
ſeinen Verrat an Ellen.

Das konnte ihn faſt bis zum Wahnſinn treiben. Sie glitten
an ihm vorüber dieſe dunklen Jahre, in deren Einzelheiten
zu vertiefen er ſich ſcheute.

Er ſah Ellen mit ihrem immer trauriger und härter und
enttäuſchter werdenden Ausdruck, bis ſchließlich das Wort, das
die Verlobung aufhob, von ihren Lippen fiel.

Er wußte ja ſo gut, was ſie fühlte, als ſie da ſtand ſtumm
kalt und feſt.

Jhr Glaube war für immer erſchüttert: ſie war um ihre
Jugend und Lebensfreude betrogen.

Es folgte dann die verhältnismäßig glückliche Zeit auf dem
Lande in der Einſamkeit, während er ſich wieder auf die
Arbeit warf und ſein Brot als Literat verdiente, und die
Arbeit ihn ſozufagen erlöſte.

Fortſetzung folgt.
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daß ihnen 35—88 Pfg. MindeſtStundenlohn winken, während
einige Zeit ſpäter der Gewerkverein einen Tarif bis zum Jahre
41913 abſchloß, worin als Mindeſtlohn 30--34 Pfg. pro Stunde
angeſetzt ſind. Auch ſonſt zeigen ſie ſich als getreue Lakaien der
Unternehmer. Bei der Firma Ed. Block, Bautiſchlerei, hat der
Holzarbeiterverband einen Tarif abgeſchloſſen. Das hindert natür
lich die dort beſchäftigten Gewerkvereinler durchaus nicht, unter
Tarif zu arbeiten. Es iſt ſogar ſchon vorgekommen, daß ſie in
einer Woche 6 Mk. unter Tarif verdienten. Und ſolche Elemente
laufen flugs zum Kadi, wenn man ſie beim richtigen Namen nennt.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 11. Mai 1911,

Achtung, Parteifunktionäre
Donnerstag, den 11. Mai, abends 8, Uhr, findet im Volkspark

eine Sitzung der geſamten Parteifunktionäre nach 8 12 der Satz-

ungen des Sozialdemokratiſchen Vereins ſtatt. Da wichtige
Parteiangelegenheiten erledigt werden ſollen, ſo iſt das Erſcheinen

aller nötig.
Der Parteivorſtand. J. A.: K. Reiwand.

Was Deutſchlands Jugend“ werden ſoll.
Mit koloſſalem Aufwand haben ſich in den letzten Wochen die

Staatserhaltenden aller Sorten auf Deutſchlands Jugend ge-
ſtürzt, um ſie einzufangen für den nebelhaften Patriotismus
der engherzigen Vaterlandsliebe, die ihre höchſte Betätigung
in der ſchießenden Flinte und dem hauenden Säbel findet. Jn
allen Orten in der Umgegend Halles ſind Jugendausſchüſſe
eingeſetzt, die mit Unterſtützung der Behörden das Geſchäft der
Jugendniederhaltung betreiben ſollen. Die Fortbildungsſchulen
ſind ihnen für ihre Zwecke ein beſonders bequemes Opera
tionsgebiet. So ſind in dieſen Unterrichtsanſtalten in den
letzten Tagen von Lehrern Zeitungen mit dem Titel: Wir ſind
Deutſchlands Jugend verbreitet worden. Dieſes Blatt, das
ſeit einem Monat 14tägig erſcheint, wird von dem rühmlichſt
bekannten Rektor Karl Hemprich aus Naumburg im Verein
mit Heinrich Bethge und Friedrich Blüthgen zuſammengeſtellt.
Was dieſes Blättchen bezwecken ſoll, iſt bald zumerken. Knüppel-

dick iſt alles aufgetragen, und der Erfolg, daß die jungen Ar-
beiter abgeſtoßen werden, wird deshalb nicht ausbleiben Steht
da zum Beiſpiel in dem erſten Artikel nach einer einleitenden,
ſonderbaren grammatiſchen Beſprechung des Wörtchens dennoch
folgender höchſt erbauliche Satz:

Dennoch ſagt ein tüchtiger Lehrling, wenn er ſchlecht
behandelt wird, wenn es ihm ſauer wird, dennoch
halte ich aus, das wäre ja für mich eine Schande, wenn ich
fortlaufen wollte!

Nach dieſem Satze geht es dann in gleichem Sinne weiter in
dem Artikel, der nur darauf angelegt iſt, die Jugend zur deut-
ſchen Zufriedenheit zu ermahnen. Trotz all der mißlichen deut-

ſchen Zuſtände, ſoll der junge Menſch dennoch ſtolz ſein, ein
Deutſcher zu ſein. Das iſt der Wunſch, der auch aus den
übrigen Artikeln des Blättchens ſpricht. Da wird der Gewalt-
akt an den Ponapenegern in einer den Krieg verherrlichenden
Weiſe geſchildert, daß nur gefühlloſe Menſchen daran Gefallen
finden können. Ein patriotiſches Kriegsſpiel wird mit großer
Liebe geſchildert; aber die Auflehnung der Mexikaner gegen
die Milliardärsknechte und der elementare Aufſtand der leiden-
den franzöſiſchen Weinbauern werden höhniſch heruntergeriſſen.
Engherziger, kleinlichſter Vaterlandsfanatismus ſpricht aus
allem, aber nichts von der ſonſt ſo gerühmten chriſtlichen
Nächſtenliebe, die da ſagt: Liebet eure Feinde, tut wohl denen,
die euch beleidigen und verfolgen.

Das iſt um ſo verwunderlicher, als in denſelben Fortbil-
dungsſchulen, in denen dieſe lieblichen Erzeugniſſe für Deutſch
lands Jugend verteilt werden, der Religionsunterricht neu ein
geführt werden ſoll. Wir ſind überzeugt, daß dieſe Wider-
ſprüche namentlich bei den aufgeweckten jungen Leuten
nur zugunſten unſerer Aufklärungsarbeit wirken.
;Jm übrigen trifft aber ſicher auf die überpatriotiſche Erziehung,
die jetzt wie zum Hohn für die liberalen Gleichberechtigungs
redereien in den ſtädtiſchen Fortbildungsſchulen betrieben
wird, folgende Betrachtung eines Paſtors zu, die kürzlich im
Tag zu leſen war:

Ganz verkehrt iſt die Auffaſſung, daß man durch religiöſen
Unterricht in der Fortbildungsſchule auf das ſittliche Leben
der jungen Leute einwirken könne. Endlich habe ich be
obachtet, daß die Kirche durch Beteiligung des Geiſtlichen am
Fortbildungsunterricht geradezu Schaden hat. Den Schülern
iſt was ſelbſtverſtändlich dem Staate nicht gleichgültig ſein
kann der Fortbildungsſchulunterricht gemeiniglich eine
verhaßte Jnſtitntion. Wenn der Diener der Kirche in der
Fortbildungsſchule mit unterrichtet, dann darf er ſich bei
dem Unverſtand der jungen Leute nicht wundern, wenn er
und die Kirche von dieſem Haß etwas abbekommen.

Soweit dieſer Haß beſteht, iſt zu hoffen, daß er ſich auch
gegen die wendet, die die Patriotenzüchtung in den Fortbil-
dungsſchulen betreiben. Wir gönnen ihnen dieſen Haß der
deutſchen Jugend von Herzen. Und wenn ſie ſich dieſen ätzen
den Haß verſtärkt zuziehen wollen, ſo mögen ſie nur mit dem
tönenden Tamtam der ſtaatlich ausgehaltenen Jugendpflege
weiter ſo fauſtdick in Patriotismus machen, wie es ihre famoſe
Zeitung für Deutſchlands Jugend tut. Wer Wind ſäet, wird
Sturm ernten und diesmal jugendlichen, wütenden Sturm!

Arbeiter, Studenten und der ſozialen Gegen-
tze.

Jn der Zeitung der Halleſchen freien Studentenſchaft Der
Akademiker, ſchreibt der Leiter der ſtudentiſchen Arbeiter-
Unterrichtskurſe, Dr. phil. Andreeſen, einen Artikel, durch den
Studenten für dieſe Kurſe intereſſiert, eventuell als Uebungs-
leiter gewonnen werden ſollen. Er ſchreibt:

Das Jntereſſe für die Kurſe iſt wohl in weiten Kreiſen
vorhanden ihre Bedeutung wird durchaus nicht verkannt.
Aber die Mehrzahl begnügt ſich mit einigen
anerkennenden Worten; ſelbſt aber durch die Tat
das Unternehmen unterſtützen und auch nur zwei Stunden
ſeiner freien Zeit für einen als richtig erkannten Gedanken
zu opfern, dazu ſchwingen ſich nur wenige auf.

Faſt verlohnt es ſich nicht, auf den Wert dieſer Kurſe be-
ſonders hinzuweiſen. Dem unterrichtenden Studenten wird
hier Gelegenheit geboten, mit dem Leben und Denken unſeres
modernen Arbeiterſtandes Fühlung zu gewinnen. Mögen die
ſozialen Anſchauungen der einzelnen noch ſo weit ausein-
andergehen, für jeden wird es von Wert ſein, aus eigener
Anſchauung unſeren Arbeiterſtand kennen zu lernen und aus
eigener Erfahrung ſich ein Urteil zu bilden. Unſere moderne
Zeit verlangt von jedem, daß er zur ſozialen Frage Stellung
nehme. Jn jedem Berufe treten an den einzelnen, ſei er nun
Theologe, Mediziner, Juriſt oder Philologe, ſoziale Aufgaben
heran und verlangen Verſtändnis für das Denken und Füh-
len unſerer Arbeiterſchaft. Vor allem trägt der unge-
wungene Verkehr zwiſchen Arbeitern und Studentene bei, die ſozialen Gegenſätze zu mildern.

Der Arbeiter lernt den Studenten auch einmal von einer
anderen Seite kennen, als aus Wißblatt und Karikatur und
findet in ihm einen ganz umgänglichen Menſchen. Umgekehrt
ewinnt der Student einen Einblick in das ungeahnteErreben nach Wiſſen und Bildung, das in wei-

ten Kreiſen unſerer Arbeiterſchaft herrſcht; manchem tüchtigen
Menſchen begegnet er hier. Man kannte vorher auf beiden
Seiten nur einige Typen; dieſe wurden verallgemeinert und
dienten dann zur Charakteriſierung des ganzen Standes;
man urteilte nur aus der Ferne. Jetzt vermag man ſich im
näheren Verkehr ein eigenes, richtiges Urteil zu bilden.

Am Schluß des Artikels heißt es dann, daß das Unter-
nehmen von allen parteiſtudentiſchen Fragen losgeköſt werden
müſſe, daß ſich in ihm die Gegenſätze vereinigen müßten, und
die Kommilitonen werden aufgefordert, ſich in den Dienſt
dieſer ſozialen Arbeit zu ſtellen.

Man ſieht, die Studenten haben große Gedanken. Das Wört-
chen „ſozial“, das den Kampf zweier Welten anzeigt, ſpukt
recht viel in dem Aufſatz herum. Wie wenig aber die Stu-
denten ſeinen tiefen Sinn verſtanden haben, beweiſt die Tat-
ſache, daß ſie glauben, durch äußeren ungezwungenen Ver
kehr zwiſchen Arbeitern und Studenten die ſozialen Gegenſätze
mildern zu können. Solange ſie dieſe „Abmilderungs“tendenz
in nichts anderem als im ungezwungenen Verkehr betätigen,
iſt ſie ungefährlich und weiter nichts, wie ein guter Glaube
der paar arbeitsfreudigen jungen Herren. Sollte aber dieſe
Tendenz durch die Art des Unterrichts, die Wahl des Stoffs
oder ähnliches, praktiſch betrieben werden, ſo werden wir
gegen ſolche Verwäſſerungsarbeit energiſch Front machen. Sie
hat nichts mit der Fortbildung elementarer Kenntniſſe zu tun,
ſondern ſchafft nur ablenkende Verwirrung. Wir brauchen
Klarheit über die harten Tatſachen des wirtſchaftlichen Kampfes
und nicht Harmonieduſeleien, die nur zu Schädigungen der
Arbeiterintereſſen führen können.

Wenn einzelne Studenten endlich das Streben nach Wiſſen
und Bildung in der Arbeiterſchaft, von der ſie bisher keine
Ahnung hatten, bemerkt haben, ſo freut uns das recht ſehr.
Für uns iſt dabei aber äußerſt wichtig, das auch aus dem vor
liegenden Artikel wieder hervorgeht, daß die Zahl der Stu-
denten, die ſich zu der ſozialen Arbeit des Umgangs mit den
Arbeitern bereitfinden, nur ſehr klein iſt. Die Arbeiterſchaft
hat alſo abſolut nicht nötig, ihre Anſicht über die Studenten
im allgemeinen, dieſe zukünftigen Staatsanwälte, Richter,
Landräte, höhere Lehrer und Bureaukraten aller Art, zu
ändern. Auf eine große Anzahl von ihnen paſſe leider die
Karikaturen in den Witzblättern noch ſehr genau.

Wodurch ein Kriminalbeamter ſich ſtrafbar macht.
Der Kriminalſergeant Kunze zu Halle a. S. ſollte ſeine

Pflicht dadurch verletzt haben, daß er bei Gelegenheit des Ein-
ſchreitens der Polizei am 1. Mai 1910 nach Schluß der
Verſammlung im Volkspark in der Ulrichſtraße nicht mit
zugegriffen habe. Er erhielt deshalb eine Diſziplinarordnungs-
ſtrafe von 9 Mark. Der Regierungspräſident von Merſeburg
verwarf ſeine dagegen erhobene Beſchwerde.

Das Oberverwaltungsgericht, bei dem Kunze nun
mehr klagte, erhob Beweis durch Vernehmung uniformierter
Beamter. Dieſe ſagten zu ſeinen Ungunſten aus, daß er an
Ort und Stelle geweſen ſei, als ein Beamter infolge einer
Siſtierung von der Menge bedroht wurde, und daß er trotzdem
dem uniformierten Beamten keine Hilfe durch ein direktes Ein-
greifen geleiſtet hätte. Jn der Schlußverhandlung vor dem
Oberverwaltungsgericht machte der Vertreter des Klägers u. a.
geltend, daß die Ausſagen, namentlich in bezug auf Oertlichkeit,
nicht recht übereinſtimmten. Kunze ſelber beſtritt, ſeine Pflicht
verletzt zu haben. Er ſei an Ort und Stelle geweſen, bevor die
Verſtärkung der Polizei kam, und habe auch getan, was die
Situation ihm geboten habe, indem er nämlich dem bedrängten
Schutzmann durch ſeine Perſon den Rücken gedeckt habe, ſolange
es nötig geweſen ſei. Er habe geglaubt, ihm ſo mehr nützen
zu können, als durch ein aktives Einſchreiten, denn wenn er
ſich der Menge als Polizeibeamter durch Zufaſſen zu erkennen
gegeben hätte, dann wären eben zwei Beamte ſtatt eines be
drängt worden, und die Rückendeckung für den uniformierten
Kollegen wäre vereitelt geweſen. Jm übrigen ſei er doppelt
beſtraft worden. Der Magiſtrat habe ihm durch Be
ſchluß die Gehaltszulage für 1910 geſperrt,
was außer der Ordnungsſtrafe einen Verluſt von 100 Mark be-
deute. Er bitte, die Diſziplinarordnungsſtrafe aufzuheben.

Das Oberverwaltungsgericht wies jedoch die Klage ab. Es
erachtete auf Grund der Beweiserhebung für feſtgeſtellt, daß
Kläger im Augenblicke der Gefahr dem Schutzmann B. nicht
in ausreichender Weiſe zu Hilfe gekommen ſei und auch einen
andern Beamten nicht unterſtützt habe. Das ſei als Pflicht-
verletzung zu ahnden.

Durch Diſziplinarverordnungen mit ſolch ſonderbarem Straf-
verfahren bringt die herrſchende Klaſſe bei ihren bewaffneten
Angeſtellten immer wieder den für Angriffe auf die beherrſchten
Volksſchichten ſo nötigen Schneid zuſtande. Auch der hauende
Säbel hat ſo ſeine kapitaliſtiſchen Triebfedern.

Ein beſonders kraſſer und abſtoßender Beweis hierfür iſt die
Beſtrafung, die der liberale Magiſtrat dem Schutzmann noch
extra durch die Sperrung der Gehaltszulage zuteil werden ließ.
Da fühlt ein Blinder mit dem Krückſtock heraus, daß nicht das
preußiſche Junkertum allein die aufreizendſte Schärfe gegen
die Arbeiterſchaft hervorkehrt, ſondern daß das herunter-
gekommene „liberale“ Bürgertum eine noch viel größere Angſt
und größere Wut gegenüber dem organiſierten Proletariat ver
ſpürt. Das harte, junkerlich-bureaukratiſche Diſziplinarver
fahren genügte den auchliberalen Magiſtratsherren Halles
noch lange nicht, ſie ſetzen als typiſche Vertreter der Bourgeoifie
eine noch elfmal höhere Strafe über den angeblich etwas zurück
haltenden Beamten feſt. Dieſe aufſtachelnde Uebertrumpfung
der preußiſch-junkerlichen Bureaukratie paßt ſo recht in das
verhaßte Syſtem Rive-Weydemann hinein.

S

Was die Halleſche unterſchlägt. Die Halleſche bringt geſtern
abend ein Stimmungsbild vom mitteldeutſchen Bergarbeiter-
ſtreik. Sie druckt dieſen Bericht aus dem ſtockkonſervativen
Landratsorgan, dem Weißenfelſer Tageblatt, ab, das heißt, ge
hörig verſtümmelt. Nachdem ſie über Streikpoſtenſtehen und
die Gendarmenanſammlung im Revier geſchrieben hat, unter
ſchlägt ſie frech folgenden Satz:

Noch haben ſie (die Gendarmen) keine Urſache gehabt, ein-
zuſchreiten. Ohne Beläſtigung läßt man die, die zur Arbeit
wandern, ihres Weges gehen.

Einen ſolchen Satz kann ja auch die Halleſche Schwindlerin
gar nicht abdrucken. Sie würde damit die Friedfertigkeit ſo
zialdemokratiſcher Arbeiter ihren Leſern melden, womit dann
ihre ganze Lügenhaftigkeit aus ihren eigenen Spalten nachzu-
weiſen wäre. Jhr Schwindel von dem Terrorismus Streiken-
der gegen Arbeitswillige wäre entlarvt. Jhr betrügeriſches
Geſchwafel, daß die Streikenden nur von den Führern ge-
zwungen würden zum Streik, wäre inhaltslos. Kein Menſch
würde ihr die Ammenmärchen von den böſen Hetzern mehr
glauben, ſo befürchtet ſie, und deshalb ſtreicht ſie aus dem Be
richt gerade den Satz, der von der Ruhe der Arbeiter und ihren
h geſetzmäßigen Verhalten meldet, Und dieſes elende

ier ſcheute ſich t, ſich durch einen Titularprofeſſor zu

Ausverkaufspreiſen als Arbeiterlektüre angubieten. Pfui
Teufel!

Die Waffen nieder, das ſoziale Drama, deſſen Aufführungder de Abteilung des Sozialdemokratiſchen Vereins
polizeilich verboten wurde, iſt jetzt dem Kröllwitzer Arbeiter
bildungsverein zur Aufführung freigegeben. Die Vorſtellung muß
aber, da der Saal des Volksparks ab 15. Mai wegen Renovierung
etwa 14 Tage geſchloſſen wird, einige Wochen aufgeſchoben werden.

Rohe Burſchen haben im Volk sparkgarten vor einigenTagen eder beiden Figuren, die links und rechts an der
erſten Treppe ſtehen, vexſtümmelt. Zum 1. Mai war erſt die
eine der Figuren wieder durch das einer Hand vervoll-
ſtändigt worden. Nun ſind von beiden Figuren die Hände und
Stücke der Arme abgeſchlagen worden. Alle Genoſſen, denen das
Gedeihen und die Erhaltung des Volksparks am Herzen liegt,
werden in Zukunft ſcharf darauf achten müſſen, welche Rohlinge
dieſe Verſtümmelungen immer wieder verſuchen. Nur durch die
Hilfe aller Jntereſſierten wird es möglich ſein, den Burſchen ihr
Handwerk zu legen.

Monatsbericht der Zenutralbibliothek. Jm April wurden
von insgeſamt 1346 (636) Beſuchern an 4 (4) Sonntags und 8
(4) Werktagsausgabeſtunden 1674 (785) Bücher entliehen. Davon
hatte Ausgabeſtelle Nord: 679 Beſucher und 809 Entleihungen,
Süd: 651 Beſucher und 850 Entleihungen und Ammendorf:
16 Leſer und 25 Entleihungen. Auf die einzelnen Abteilungenverteilen ſich die Bücher wie Polgt: Abteilung A: Parteiliteratur 65

(63), B: Geſchichte, Biographien 104 (59), O: Naturwiſſenſchaften
136 (85), D: Religion, Philoſophie 25 (25), Romane, Novellen
784 (363), F. Jugendſchriften 320 (54), G. Klaſſiker 19 (20),
H. Sammelwerke 188 (122), Technik, Geſetze 2c. 23 (3). Die
Ziffern in Klammern ſind die Zahlen vom April 1910. Bei dem
erſten Beſuche der Bibliothek iſt ſtets das Mitgliedsbuch der Partei
oder der Gewerkſchaft mitzubringen.

Der Bau des Provinzial Wuſeums, das am Wettinerplatz
errichtet werden ſoll, wird, wie verlautet, bald in Angriff genommen werden. Bei dem engeren Wettbewerb iſt der Enw urf

des Profeſſors Kreis aus Düſſeldorf angenommen und dieſem
auch der Bau übertragen worden.

Stadttheater. Am Sonnabend findet die letzte Vorſtellung
von Prezioſa ſtatt. Schülerkarten à 1,10 Mk. ſind an der Tages
und Abendkaſſe erhältlich. Sonntag nachmittag zum letzten Male
bei kleinen Preiſen Glaube und Heimat. eginn 3 Uhr.
Abends 8 Uhr Alt Heidelberg. Montag zum letzten Male Der
Vetter. Hierauf Die Dienſtboten, Luſtſpiel in 1 Akt von Benedix.
Dienstag AbſchiedsAbend und Benefiz von Helmut Pfund, letzte
Vorſtellung der Spielzeit: Taifun.

Walter Eichſtaedt, der bekannte Vater und Heldenvater
darſteller des Staditheaters, verläßt nicht, wie gemeldet, ſeinenbisherigen Wirkungskreis. Der Künſtler iſt vielmehr, wie er uns
mitzuteilen bittet, unter beſſeren Bedingungen auch für die nächſte
Spielzeit weiterengagiert.

Walhallatheater. Ein ſehr intereſſantes Gaſtſpiel ſteht in
einigen Tagen bevor, es iſt dies das Operetten-Enſemble vom
Grand Theater der Königlichen Stadtſchouburg zu Amſterdam,
welches unter der Direktion der Herren Edmund und Kranz eine
dreimonatige Tournee durch alle beſſeren Theater Deutſchlands
unternimmt. Die Geſellſchaft bringt zuerſt die r Die
Herren von Maxim, Text von Julius Freund, Muſik von Viktor
Holländer. Dieſes Zugſtück hat im Berliner Metropol-Theater von
allen Revuen die meiſten Aufführungen (über 700) erlebt und hat
den großen Ruf und eminenten Zulauf dieſes Theaters begründet.
Das Gaſtſpiel beginnt nächſten Dienstag, der Vorverkauf zur
Premiere wird am Sonnabend eröffnet.

Von der le ſgg reis Notierungskemmiffion am ſtädtiſchen
Schlacht- und Viehhofe wurden am Montag, den 8. Mai
1911, folgende Fleiſchpreiſe m Es wurden bezahlt
für 50 kg Fleiſch gewicht en: i

für Lämmer und Maſthammel: Höchſter Preis 78 Mk. fär
Höchſter Preis 70, niedrigſter Preis 62, häufigſter Preis 69 Mk.;

Preis 56 Mk. Bei den Schweinen verſteht ſich der Preis auf
50 kg Schlacht gewicht. (Gewogen und bezahlt werden nur die

Schmeres unter unent-

Darm, Mittel und Blut.)
Haftentlaßung. Das Polizeibkatt ſchreibt: Der Mann, der

vor einigen Tagen feſtgenommen wurde, weil er angeblich auf
dem Spielplatze Ecke Merſeburger und Huttenſtraße ein Mädchen
in unſittlicher Abſicht an ſich gelockt haben ſollte, iſt inzwiſchen
wieder aus der Haft entlaſſen worden. Es ſoll ſich bei der ganzen
Affäre um einen harmloſen Scherz gehandelt haben.

Dölau. Parteigenoſſen! Es findet am Sonnabend, den
13. Mai, abends 8 Uhr in Knolls Hütte zu Dölau eine Mitgliederverſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins ſtatt. Einen

recht ſtarken Beſuch der Mitglieder erwartet
Die Diſtrikskeitung.

Weſtewitz-Merkewitz. Parteigenoſſen! Am Sonntag, den
14. Mai, abends 7 Uhr, findet in der Wohnung des Genoſſen
Weikardt in Merkewitz, eine Mitgliederverſammlung des
Sozialdemokratiſchen Vereins ſtatt. Da infolge der Lokalver
weigerung des Herrn Schaaf in Weſtewitz ſchon längere Zeit
keine Zuſammenkünfte der Mitglieder ſtattgefunden haben, ſo wird
erwartet, daß die Mitglieder aus dem zu dem Diſtrikt gehörigen
Ortſchaften ſich vollzählig einfinden.

Die Diſtriktsleitung.
Lettin. Eine Mahnung an die Mitglieder. Jn der letzten

Mitgliederverſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins wurde
darauf hingewieſen, daß das Lokal des Genoſſen Hirſchfeld, Gaſt
haus zur Erholung, doch mehr unterſtützt werden müſſe. Man
hätte nun erwarten dürfen, daß die Arbeiter, die politiſch und ge
werkſchaftlich organiſiert ſind, dieſer Mahnung Folge gegeben hätten;
aber weit gefehlt. Am letzten Sonntag konnte wieder jeder chen.
wie die Lokale, die der Arbeiterſchaft nicht zur Verfügung ſtehen,
von Arbeitern beſucht werden, während unſer Verkehrslokal ſo gut
wie leer war. Die organiſierten Arbeiter anderer Ortſchaften
kämpfen jahrelang um Erringung von Verſammlungslokalen, und
hier wo eins vorhanden, wird es ſo wenig unterſtüßt. Seht euch
unſere Gegner an, habt ihr ſie ſchon unſer Lokal beſuchen ſehen
das fällt denen gar nicht ein. Nehmt euch ein Beiſpiel an dieſem
Verhalten. Wir wenden uns dabei beſonders an die älteren Ge
noſſen, die die jüngeren darüber aufzuklären haben, wie wichtig
es iſt, nur die Lokale zu unterſtützen, die auch zu ernſten Ver
anſtaltungen, nicht bloß zum Tonz, den Arbeitern zur Verfügung
ſtehn. Lettin iſt einer der älteſten Parteiorte im Saaltreiſe. Wir
dürfen uns nicht durch Orte beſchämen laſſen, die noch eine junge
Bewegung haben. Jn der Arbeiterſchaft am Ort iſt auch in
anderer Beziehung ein beſſeres Zuſammenarbeiten durchaus not
wendig, der Beſuch ſowie auch die Diskuſſion in den Verſamm-
lungen müſſen anders werden, wenn wir vorwärts ſchreiten wollen,
wozu doch alle beitragen ſollten. Es fördert die Bewegung aber
nicht. wenn immer einer verſucht, dem andern für kleine Fehler
etwas auszuwiſchen. Darnm nochmals, übe jeder an ſich Kritik
und handle jeder vorſichtig, dann wird auch bei uns wieder ein
beſſeres Zuſammenarbeiten Platz greifen.

Lettin. Zur Lokalfrage. Die Ausflügler aus Halle und
die organiſierten Arbeiter der umliegenden Orte dringenderſucht, darauf zu achten, daß nur das Gaſthaus zur Erholung,
das Lokal des Genoſſen Hirſchfeld, uns für Verſammlungen zur
Verfügung ſteht. Wie in allen anderen Orten des Kreiſes muß
auch hier immer wieder auf die Bea zwieſen werden. f chtung der Lokalliſte ver
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Stadt Cheater.
Prezioſa. Schauſpiel von P. A. Wolff. Muſik von Karl

Maria v. Weber. Wie groß der Einfluß der einzelnen Bene-
fizianten auf die Wahl des für einen ſogenannten Benefizabend
beſtimmten Stückes iſt, entzieht ſich unſerer Kenntnis. Es iſt
alſo bloße Bermutung, wenn wir von der Kaſſiererin des Theaters,
Emma Käſtner, annehmen, daß ſie mehr fürs Sentimentale
iſt. Vor zwei Jahren ging an ihrem Benefizabend des braven
Redwitz brave und tugendhafte Philippine Welſer über die
Bühne, und am Mittwoch mußten wir uns die in ihrer Einfach
heit unglaublich naive und Geſchichte von dem Zigeuner
Wunderkind anhören. Wenn ſich die Darſteller des Rührſtücks
nicht mit allzugroßer Liebe angenommen hatten und ſich ihrer
Aufgabe mit kräftiger Unterſtützung des Souffleurs! ſchlecht
und recht entledigten, ſo iſt ihnen daraus kaum ein Vorwurf zu
machen. Die blutigen Witze, die Georg Thies als invalider
und bra war per Schloßvogt mit grimmem Humor vom Stapel
ließ und wodurch er wenigſtens etwas „Leben in die Bude“
brachte, ſchienen uns doch nicht ſo frei von Selbſtironie zu
ſein. Maria Schlomka 2 als Prezioſa ihr ganzes Gefühls
regiſter und auch Dr. Paul Tyndall traf das ſchwärmeriſche
Weſen des liebeſchmachtenden Jünglings vortrefflich. Durch
ſaubere Behandlung der Verſe und durch kraftvolles Spiel zeichnete
ſich Albert Friedrich in der Rolle des Zigeunerhauptmanns aus, der
alten 3 eunermutter verlieh Marie Brandow manch draſtiſchen
i Don r gaſtierte Artur Metté auf Engagement.

in abſchließendes Urteil wird erſt am Freitag zu fällen ſein, wo er
in Doktor Klaus ein zweites Gaſtſpiel gibt. Der erſte Eindruck
war nicht gerade günſtig. Eine ſchmächtige Figur und keine große
Stimme, die obendrein noch auch nicht beſonders modulations-
fähig zu ſein ſcheint. Die prächtigſte gißur des Abends ſchuf
Georg Thies. Sein Schloßvogt Pedro war neben der

chen Muſik und der reizvollen Jnſzenierung der Lichtpunkt
des Abends. Sonſt wären noch zu nennen: Karl Scholling,
Walter Eichſtedt, Karl Stahlberg und Elſe Schlöſſer.
5 nſikohſche Leitung lag in den bewährten Händen Alfred

manns.

Aus den Hachbarkreiſen.
Zum Bergarbeiterſtreik.

Die allgemeine Lage im Streikrevier hat ſich am Mittwoch
weiter zugunſten der Streikenden verändert. Nunmehr können
wir auch annähernd die Zahl der Streikenden ſelbſt feſtſtellen.
Jn den einzelnen Streikbureaus haben ſich heute zirka 55 00
Streikende zur Kontrolle gemeldet. Dazu kommen die
jenigen Kameraden, die in anderen Betrieben Unterkunft ge-
funden haben oder abgereiſt ſind. Unter letzteren befinden ſich
zahlreiche Arbeiter, die keinen Verbänden angehören, jedoch
das Anſinnen der Grubenherren, zu Verrätern an ihren Ar-
beitsbrüdern zu werden, zurückgewieſen haben und kolonnen-
weiſe abgereift ſind. So daß die Geſamtzahl der den Betrieben
ferngebliebenen Arbeiter mit 6000 eher zu niedrig als zu hoch
gegriffen ſein dürfte. Die Zahl der ſich zur Kontrolle melden-
den Arbeiter hat ſich erfreulicherweiſe von Tag zu Tag ver-
mehrt.

Schon geſtern haben wir gemeldet, daß die Zeitzer Polizei ſo
wohl als auch die zahlreich in der Umgegend zuſammengezoge-
nen Gendarmen alles aufbieten, um die Streikenden aus ihrer
Ruhe und Beſonnenheit zu bringen. Es fehlt uns an Raum,
alle die geſehwidrigen Beläſtigungen von Streikpoſten durch
Polizeibeamte und Gendarmen zu regiſtrieren. Wir wollen
nur einige kraſſe Fälle herausgreifen: Am Mittwoch morgen
gingen auf der an dem Zeitzer Werke vorbeiführenden Kreis
chauſſee zwei Streikpoſten ruhig auf und ab. Polizeikommiſſar
Theiß und Polizeiſergeant Reichſt ein verboten den beiden
das Auf und Abgehen; als ſich dieſe daran nicht kehrten und
ſich dem Werke wieder näherten, wurde der eine ohne weiteres
von dem Poliziſten zur Wache gebracht, der andere wurde
notiert. Am Bahnhof in Zeitz werden alle Streikpoſten weg-
gewieſen, weil der öffentliche Weg, der zum Bahnhof führt,
Eigentum des Fiskus ſein ſoll gerade das letztere Vorgehen
der Zeitzer Polizei entbehrt jeder rechtlichen Grundlage, das
Zeitzer Schöffengericht hat erſt vor wenigen Monaten dokumen
tiert, daß die Streikpoſten einer derartigen unverſtändlichen
Aufforderung nicht zu folgen brauchen. „Rote ver
dammte Bandel!“ rief in Deuben ein Gendarm den
Streikenden zu. Jn Theißen verbietet der Gendarm
Jurſcheidt den Streikpoſten mehr wie zweimal, an der
ſelben Stelle vorbeizugehen; nach ſeiner Meinung haben die

Poſten überhaupt kein Recht, Arbeitswillige anzureden. Auch
ſtehen bleiben dürften die Streikpoſten nicht, ſo habe das
Halleſche Gericht entſchieden. Jn verſchiedenen Orten ſind
heute Streikpoſten ohne Grund verhaftet worden. Aber alle
dieſe polizeilichen Maßnahmen werden die Streikenden nicht
aus ihrer Ruhe bringen. Trotz der ruhigen Haltung der Strei-
kenden läßt manches darauf ſchließen, daß man von Unter
nehmerſeite gerne ein zweites Mansfeld haben möchte;
ſo hat der Inſpektor Utſch in Tackau ſeiner Sehnſucht
nach einem Regiment Kavallerie Ausdruck ge-
geben. Jedenfalls ſehen die Streikenden hieraus, daß für ſie
alles auf dem Spiele ſteht, wenn ſie nicht ſtrikte den Anweiſun
gen der Streikleitung Folge leiſten.

Die Berggewaltigen lehnen friedliche Verhandlungen ab.
Bei der Streikleitung iſt am Mittwoch abend folgendes

Schreiben eingegangen:
„Der Berghauptmann.

J.-No. 7813.
Jn Verfolg des mir am 5. d. M. mündlich vorgetragenen

Geſuches, zur Herbeiführung einer Verhandlung zwiſchen
den Vertretern der Arbeiter-Organiſationen und dem Deut-
ſchen BraunkohlenJnduſtrie-Verein in Angelegenheit der
Bergarbeiterforderungen eine vermittelnde Tätigkeit aufzu
nehmen, habe ich mich dieſerhalb an den genannten Verein
gewendet und von dieſem die Antwort erhalten, daß die be
teiligten Bergbauunternehmer ſich einmütig gegen die
Verhandlungen mit den Arbeiterorganiſa-
tionen entſchieden haben.

Unter dieſen Umſtänden könne der Deutſche Braunkohlen
JnduſtrieVerein weder Verhandlungen einleiten noch meine

Vermittelung dazu erbitten. Scharf.
Die Streikenden werden ſich mit dieſer Antwort abzufinden

wiſſen, haben ſie doch das Recht auf ihrer Seite. Selbſt die
bürgerliche Preſſe muß dies zum Teil anerkennen; ſo
ſchreibt das Weißenfelſer Tageblatt:

„Vom wirtſchaftlichen Standpunkte aus betrachtet, muß
es bedauert werden, daß es ſoweit kommen
mußte. Es fragt ſich, wer am längſten aushält. Die Ar
beiter haben ihre Streikkaſſen, aus denen ſie Unterſtützungen
erhalten, die gar nicht unbeträchtlich ſind i nzelne
Arbeiter erhalten faſt ebenſoviel Unter-ſtützung, als ſie verdient haben.“ S

Ein beſſerer Beweis für die Berechtigung des Streiks läßt
ſich wohl nicht erbringen.

Steinſetzer Ausſperrung.

Wie uns mitgeteilt wird, iſt der Stand der nunmehr 9 Wochen
währenden Ausſperrung noch derſelbe. „Streikbrecher auf

Halle (Saale), den 9. Mai 1911.

Ehrenwort“ ſo tituliert die Allgemeine Steinſetzerzeitung
die Arbeitswilligen ſind nur in unerheblichen Maße zugekommen.
Bis Anfang dieſer Woche wurden 51 ſolch nützlicher Elemente
gezählt. Allerdings kommen dann noch die Lehrlinge und un
gelernten Arbeiter, die ſtellenweiſe als Steinſetzer beſchäftigt werden,
hinzu. Die letzteren werden jetzt von den Lehrlingen zu Stein
ſetzern herangebildet. Das nennt man Rettung des Handwerks!
Da von dieſen Kräften Staats und Kommunalarbeiten hergeſtellt
werden, ſo ſtellt man ziemlich hohe Anforderungen an die Langmut
der Steuerzahler. Würden die Behörden und deren Ueberwachungs
organe die Unternehmer nicht decken, dann würden die letzteren
nicht mehr ihren Herrenſtandpunkt aufrecht erhalten können.

Jn Hettſtedt zum Beiſpiel bekommt es der Bürgermeiſter und
der Wegebaumeiſter Kramer fertig, die Streikpoſten, die ſich nur
ab und zu von der Herſtellung der Pflaſterarbeiten überzeugen
wollen, alſo durchaus nur in Wahrung berechtigter Jntereſſen
handeln, nicht nur von der betr. Bauſtelle, ſondern ſogar von
ungeſperrten Straßen zu verweiſen.

Gegenüber dem von den Ausgeſperrten geſtellten Antrage, die
Differenzen durch ein Schiedsgericht erledigen zu laſſen, haben
die Unternehmer eine ablehnende Haltung eingenommen. Sie
begründen ihren ablehnenden Standpunkt damit, daß ſie erklären,
ihre wohlbegründeten Jntereſſen nicht den Zufälligkeiten eines
Schiedsgerichts ansſetzen zu wollen. Da aber antragsgemäß nur
Berufsperſonen als Schiedsrichter fungieren ſollten, ſo kann doch
von Zufälligkeiten überhaupt nicht geſprochen werden. Nachdem
die Unternehmer die Vermittelung des Halleſchen Gewerbegerichts
ſowie eines Berufsſchiedsgerichts abgelehnt haben, iſt klar be-
wieſen, daß es ſich bei dieſer Ausſperrung nur um eine Kraſt-
probe handelt, um die Zertrümmerung der Arbeiter-
organiſation. Einer der Hauptſcharfmacher hat ja denn auch
ehrlich erklärt: Wir brauchen kein Schiedsgericht, wir
ſind ſelbſt ſtark genug!

Eine letzthin ſtattgefundene Bezirkskonferenz ſowie Zahlſtellen
verſammlungen, die ſich mit dem Angebot der Unternehmer, die
Arbeit wieder zu den alten Bedingungen aufzunehmen, befaßten,
haben in geheimer Abſtimmung einſtimmig beſchloſſen, den
Vorſchlag der Unternehmer abzulehnen und denſelben nach wie
vor zu empfehlen, die Differenzen durch ein Schiedsgericht er
ledigen zu laſſen.

Der Zentralvorſtand des Steinſetzerverbandes hat den Aus-
geſperrten für die kommende Mietzinszahlung Unterſtützungen in
beträchtlicher Höhe zugeſichert. Das Frohlocken der Unternehmer,
daß die Ausgeſperrten am 1. Juni reſp. 1. Juli keine Wohnungs
mieten entrichten könnten, iſt durch dieſen Beſchluß zu Waſſer ge
worden. Die Ausgeſperrten wollen trotz der Maßnahmen der
Behörden nicht zu Kreuze kriechen.

Eisleben. Ein jugendlicher Selbſtmörder. Der
15 jährige Sohn des Gaſtwirts Germey, der in Molmeck das
Fleiſcherhandwerk erlernt, wurde vom Meiſter in das Schlachte
haus geſchickt, um Därme zu reinigen. Kurze Zeit darauf wurde
er dort erhängt aufgefunden. Was den jungen Menſchen zu der
unſeligen Tat veranlaßt hat, iſt noch unbekannt.

Saugerhauſen. Entlaſſen hat am Dienstag morgen der
Maurermeiſter Baumbach vier bei ihm beſchäftigte Geſellen. Da
ein Arbeiter freiwillig den aufs Pflaſter Geworfenen folgte, ſo
hält der Meiſter mit einem ganzen Mann den Betrieb aufrecht.
Als Grund kann nur angenommen werden, daß die vier Mann
mit dem Gauleiter Koch am Abend vorher in der Schweizerhütte
ein Glas Bier getrunken haben. Es iſt dies das Stammlokal
des Meiſters, wo er ſo manche Stunde tagsüber anzutreffen iſt.
Die Maurer von Sangerhauſen haben die Abſicht, den Meiſtern
einen Tarifvertrag vorzulegen, da dies aber noch nicht geſchehen
iſt, kommt eine Ausſperrung deswegen nicht in Betracht.

Walkenried. Schwarze Blattetn. Nachdem unter den
ruſſiſch polniſchen Arbeitern unlängſt die Pocken ausgebrochen
waren, iſt jetzt die Frau des Mannes, der das betr. Haus des-
infizierte, ſowie der Arbeiter Nikiſch und ein Kind, die in dem
Hauſe gewohnt hatten, an den ſchwarzen Blattern erkrankt. So
wird von den raffgierigen Junkern das deutſche Volk verſeucht.

Torgau. Die Polizei und das Vereinsgeſetz. Die
hieſige Arbeiterſchaft hatte für Sonntag, den 7. Mai ein Gartenfeſt
arrangiert. Da am gleichen Tage der Bezirk des Arbeiterrad
fahrerbundes eine Bezirksfahrt nach hier unternahm, wurde die
Genehmigung zu einem nachgeſucht. Für vormittags
11 Uhr war eine öffentliche Verſammlung im Lokal Königsbad
angemeldet. Beide Veranſtaltungen wurden von der hieſigen
Polizei, die im vorigen Jahre noch den Maifeierumzug gütigſt
genehmigte, mit folgender „Begründung“ verboten:

„Auf Antrag vom 27. v. Mts., eingegangen am 28. v. Mts.
verſagen wir auf Grund von 8 7 des Vereinsgeſetzes die
Genehmigung:

a. Zu dem geplanten Aufzuge am Sonntag, den 7. d. Mts.,

e 2 Uhr undb. zur Abhaltung einer öffentlichen Verſammlung am ſelbigen
age, vormittags 11 Uhr unter freiem Himmel im Reſtau

rant Königsbad.
Da hierzu keinerlei r n e etwa wie im vergangenen Jahre, vorliegt, und bei den Tendenzen der Vereine

Gefahr für die öffentliche Sicherheit zu befürchten ſteht.
Hieran kann auch die Mitteilung vom 29. vor. Mts., daß der

Bezirksradfahrerbund ſeine Sommerausfahrt nach Torgau ver
anſtalte, nichts ändern, denn die einzelnen Ortsvereine können ſich
direkt in dem Verſammlungsort Königsbad zuſammenfinden. Es
liegt keinerlei Grund vor, weshalb dieſe Ortsgruppen ſich erſt am
Fürſtenweg, auf öffentlicher Straße, ſammeln und alsdann nach
dem Verſammlungsorte geſchloſſen ſich bewegen ſollen.

V.: gez. Platz.“
Auf dieſe „Begründung“ kann ſich die Torgauer Polizeiver

waltung einiges zugute tun. Was jedem bürgerlichen Verein
genehmigt wird, wird den Arbeitern verweigert von
Rechts wegen. Es dürfte dem Verfaſſer dieſes echt preußiſchen
Kulturdokuments ſchwer fallen, den Nachweis zu führen, daß durch
den Umzug die öffentliche Sicherheit gefährdet werden könnte.
Vollſtändig überflüſſig iſt die den Arbeiterradlern erteilte Be
lehrung geweſen, wie ſie ſich nach dem Parteilokal begeben ſollen.
Das, was der Polizeiſenator verhindern wollte, iſt in weit beſſerer
Weiſe vor ſich gegangen. Da die 200 Radler in geſchloſſenem
Zuge nicht die Stadt paſſieren durften, ſo fuhren ſie
einzeln in gewiſſen Abſtänden, was zur Folge hatte, daß dieDemonſtration noch augenfälliger wurde. Mit dem Verbot der
Verſammlung hat die Polizei ebenfalls daneben gehauen. Es iſtüberhaupt kein Geſuch um Genehmigung einer fern eingereicht,

ſondern der Polizei nur angezeigt worden, daß im Lokal Königs-
bad eine Verſammlung ſtattfände, und daß dieſelbe jedenfalls nach
dem Garten verlegt werden würde. Der Herr Polizeiſenator
ſcheint ſich alſo den 8 8 des Vereinsgeſetzes nicht genügend ein
geprägt zu haben, denn ſonſt müßte er wiſſen, daß nach dem klaren
Wortlaut dieſes Paragraphen eine Verſammlung, die in einem
geſchloſſenen Raume veranſtaltet wird, nicht ſchon deshalb als
Verſammlung unter freiem Himmel anzuſehen iſt, weil ſie in einen
mit dem Verſammlungsraum zuſammenhängenden umfriedeten Hof
oder Garten verlegt wird. Das würde der Torgauer Polizei
verwaltung wohl ſo paſſen, wenn auch hierzu bei ihr um Ge
nehmigung werden müßte. Wir verzichten auf die
weitere Kennzeichnung des polizeilichen Verbots, nur das eine
möchten wir bemerken, daß die Arbeiterſchaft nun erſt recht ihre
Werbearbeit intenſiv fortſetzen wird.

Vockwitz. Frauenverſammlung. Sonnabend, den 13. Mai,
abends 8 Uhr, findet im Hotel Herrmann (irrtümlich gemeldet
Hotel Waldau) eine öffentliche Frauenperſammlung ſtatt. Refe-

rentin iſt Geno J r Rege Beteiligunhauptſächlich der Krnek ſt erwünſcht. w. es an

Grezpin. Unglücksfall. Am Sonnabend vormittag ver
unglückte der Arbeiter ppuſt Heinrich aus Jeßnitz auf den
Anilinwerken am Fahrſtuhl. Es wurde ihm der rechte Arm
derart gequetſcht, daß er nach dem Deſſauer KreisKrankenhauſe
geſchafft werden mußte, wo ihm der Arm amputiert wurde.

Zeitz. Ein Schuß ins Blaue. Die hieſige Polizei iſt
nunmehr dem Beiſpiel der Naumburger gefolgt und macht
gegen die Arbeiterjugend- Bewegung mobil. Dem Genoſſen
Peter ſandte ſie folgendes Schreiben zu:

„Der hier ſeit längerer Zeit beſtehende Jugendbildungs-
verein von Zeitz und Umgegend iſt nach den hinſichtlich ſeiner
Betäligung gemachten Wahrnehmungen als ein politiſcher
Verein anzuſehen.

Wir fordern Sie deshalb bei Vermeidung der Beſtrafung
aus S 18, Ziffer 1 des Reichsvereinsgeſetzes vom 19. April
1908 (Reichsgeſetzblatt Seite 151) hierdurch auf, die Satzun
gen ſowie das Verzeichnis der Mitglieder des Vorſtandes ſo-
fort hierher einzureichen. Ebenſo iſt jede Aenderung der
Satzungen, ſowie jede Aenderung in der Zuſammenſetzung
des Vorſtandes binnen einer Friſt von zwei Wochen nach
dem Eintritte der Aenderung anzuzeigen.

Gleichzeitig machen wir bezüglich der Mitgliedſchaft
Jugendlicher bei politiſchen Vereinen und der Teilnahme
derſelben an Veranſtaltungen ſolcher Vereine auf s 17
a. a. O. aufmerkſam.

Der Jugendausſchuß, dem Genoſſe Peter angehörte, har
ſich längſt ſelbſt aufgelöſt, damit der Polizei auch der letzte
ſcheinbar ſtichhaltige Grund aus der Hand genommen wurde,
die Zuſammenkünfte der Arbeiterjugend als politiſche Be
tätigung zu betrachten. Ein Jugendbildungsverein exiſtiert in
Zeitz überhaupt nicht. Die wachſame Polizei greift alſo voll
ſtändig in die leere Luft.

Köſen. Aus dem „göttlichen“ Gegenwartsſtaat. Ein
Handwerksburſche, welcher zuvor noch in den vor der Landesſch le
Pforta belegene Häuſern gebettelt hatte, hat ſich am Montagabend auf dem Wege nach oſen in einem Wäldchen mit ſeinem

Halstuche an einem Baume aufgehängt. Nach ſeinen Papieren iſt
er der 47jährige Fleiſcher Grundmann aus Erfurt.

Erfurt. Behördliche Saalabtreiberei. Jn den Dörfern
des Erfurter Landkreiſes wird es unſern Genoſſen ſchwer gemacht,
Verſammlungslokale zu erhalten. Selbſt unpolitiſche Beſprechungen
werden dadurch unmöglich gemacht. So wurde vor kurzem in
Mühlberg eine Konſumentenverſammlung dadurch vereitelt, daß
der Gendarm in Wandersleben dem Wirte die Abhaltung der
Verſammlung einfach verbot, ihm ſogar mit dem Militärverbot
drohte, da die Verſammlung doch nur eine „verdeckte ſozialdemo-
kratiſche“ ſei. Am Sonntag wurde in einer Verſammlung unter
freiem Himmel gegen dieſe Saalabtreiberei proteſtiert; es wurde
mitgeteilt, daß das Sekretariat der Thüringer Konſumvereine Be
ſchwerde beim Landrat eingelegt habe.

Mllerlei.
Standesgemäßer Totſchlag.

Ein Duell wurde am Mittwoch in früher Morgenſtunde in
der Jungfernheide bei Berlin zwiſchen dem 51jährigen Offi
ier a. D. und jetzigen Maler Wilhelm v. Gaffron und

berſtradam und dem 25 Jahre alten Freiherrn Oswald
v. Richthofen, Sohn des verſtorbenen Staatsſekretärs und
Reſerveoffizier im 2. Gardeulanen Regiment. Beim zweiten
r ſel ſank v. Gaffron in die Bruſt getroffennieder. wurde ſchleunigſt nach dem Paul Gerhardſtift gebracht, wo er jedoch bald nach ſeiner Einlieferung ſtarb. Den

Anlaß zu dem Duell, den ein Menſchenleben zum Opfer fiel, ſoll
eine Geldaffäre gegeben haben, in der v. Richthofen nicht die
e Rolle geſpielt hat. Die Feindſchaft zwiſchen den beiden
eudalen Herren ging ſoweit, daß ſie &3 erſt gegenſeitig ohrfeigten
und dann einander vor die Piſtole forderten. Gegen den am
Leben gebliebenen r Totſchläger Freiherrn v. Richt-
hofen ſoll das Verfahren bereits eingeleitet ſein. Er wird, wenn
es hochkommt, das Erſchießen eines Menſchen mit ein paar
Monaten Feſtung „ſühnen“ wenn man ihn nicht obendrein
noch begnadigt. Haben ſich doch die Duellmörder der ganz
beſonderen Gunſt der Juſtiz unſeres Klaſſenſtaates zu erfreuen

Theaterbraud in Edinburg.
Das Varietetheater Enpire-Palaſt in Edingbourgh iſt

ein Raub der Flammen geworden. Das Feuer brach aus,
als die letzte Nummer des Programms vorgeführt wurde, alſo
ungefähr um 11 Uhr. Glücklicherweiſe gelang es, faſt ſämtliche
Theaterbeſucher unverletzt auf die Straße zu bringen. Schwieriger
geſtaltete ſich dagegen die Rettung der Künſtler, die ſich im An
kleidezimmer befanden. Einige wurden ohnmächtig und mußten
hinausgetragen werden. Jn fünf Minuten war das ganze Gebäude
ein großes Flammenmeer. Die Urſache des Brandes konnte
bisher nicht feſtgeſtellt werden, nach einer Verſion handelt es ſich
um einen Kurzſchluß, nach einer andern ſoll eine Lampe herunter
gefallen ſein. Soweit bisher feſtſteht, befinden ſich vier Leichen
unter den Trümmern.

Nach einer ſpäteren Meldung ſind 10 Perſonen tot und viele
verwundet. Unter der Gluthitze ſtürzte der eiſerne Vorhang mit
furchtbarem Krach alles zerſchmetternd auf die Bühne.

Grubenunglück in Oberſchleſien.
Durch einen Streckeneinſturz auf der Konkordiagrube der

Aktiengeſellſchaft Donnersmarckhütte wurden ſechs Bergleute ver
ſchüttet. Nach angeſtrengter Rettungsarbeit konnten drei Tote
und ein Schwerverletzter zutage gefördert werden. Zwei jugend
liche Arbeiter blieben unverletzt. Die Urſache des Unglücks iſt
angeblich auf eine Erderſchütterung zurückzuführen, durch die das
Kohlenfeld zu Bruche ging.

Ei ße ne in tn S North Mine gro uersbrunſt iſt taaten Northern Manitoba und hre ausgebrochen; die r
dieſes Gebietes ſtehen in Flammen. Der Brand wütet namentlich
S beiden Seiten der Canadian Northern Eiſenbahn. Mehrere

tädte ſind n C7 bedroht, namentlich Duphin und
Swanrivex, letztere Stadt in Northern M a. r Prinz
AlbertDiſtrikt in Swanriver mit ſeinem herrlichen Park bildet
ein großes Flammenmeer. Gro äten vertrocknetes Laub
tragen zur Ausbreitung der Feuersbrunſt bei.
Kleines Allerlei, Seine Rugter ermordet hat der 26jäh

rige Goldarheiter Hild in Köln. Er legte ein Seſtändnis ab und
erklärte, er habe von an Mutter 10000 Mark Haben wollen.
Als ſie ſich weigerte, habe er ſie mit meinem Strick erwürgt.
Der Mörder iſt das einzige Kind der Witwe, die in ſehr guten
Verhältniſſen lebte und ihre Zuſtinmimg zur Eheſchließung ihres
Sohnes nicht geben t Auf dem neuen Flugfeld
von Verſchemn bei Brüſſel ſtürzte infolge eines indſtoßes eine im Bau begri re Halle ein, wobei 2 Arbeiter
verſchüttet wurden. Einer von ihnen konnte nur als Leiche
geborgen werden, der andere verſtarb auf dem Transport nach
dem Hoſpital Verſchollener Dampfer. Das Hamburger
Seeamt erklärte den Dampfer Valeria von der Rederei Kieſten,
der am 12. Oktober v. Js. von e abging, für ver
ſchollen. Das Schiff war ſeetüchtig und nicht überlaſtet.



Einbruch in die Kirche.
nitz im oberſchleſiſchentrümmerten das Tabernakel und ſtahlen eine Monſtranz im
Werte von 12,00 Mk., ſowie zwei koſtbare Kelche mit den darin

Jn die katholiſche Kirche zu Kör
eiſe Neuſtadt brochen Diebe ein, zer

befindlichen Hoſtien. Unbekannte Täter drangen nachts in die
Franziskanerkirche in Pilſen ein und raubten die Mon-
ſtranz ſowie verſchiedene ſilberne und goldene Kirchengeräte,worauf ſie die Flucht ergriffen. Von den Dieben hat man bisher
keine Spur.

Die ventige Nummer umfaßt s Selten.

Cetzte Nachrichten.
Zur Stuttgarter Oberbürgermeiſterwahl.

Stuttgart, 11. Mai. Der Vorſtand der Volkspartei ver-
öffentlicht heute einen Aufruf zur morgen ſtattfindenden Ober-
bürgermeiſterwahl. Es wird betont, daß von einem Eintreten für
den Kandidaten der Nationalliberalen Regierungsrat Lauten-
ſchläger, keine Rede ſein könne. Noch wie vor halte die Volks
partei an der Kandidatur Keck feſt. Die Einigungsverhandlungen
ſind ſomit endgültig geſcheitert.

Landtagserſatzwahl in Wärttemberg.
Stuttgart, 11. Mai. Bei der geſtern im Oberamtsbezir)

Leonsberg ſtattgefundenen Landtagserſatzwahl erhielt der ſozial-
demokratiſche Kandidat 2106 Stimmen, ein Bauernbündler 2425
und ein Fortſchrittler 1799 Stimmen. Es hat noch ein Wahlgang
ſtattzufinden. Der Sozialdemokrat erhielt gegen die vorhergehende
Wahl einen Zuwachs von 521 und der Volksparteiler einen
ſolchen von 692 Stimmen, während der Bauernbündler den Verluſt
von 445 Stimmen zu beklagen hat.

Gorveochſtunde der Redaktion von 2412 bis 241 Uhr.
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Einem verehrten Publikum von Radewell
Nachricht, daß ich mein

Verkaufe daher meine anerkannt,

zu räumen,

in Radewell gufgebe.
guten Schuhwaren, um nicht damit

zum Selbſtkoſtenpreiſe.

und Oſendorf zur

Nie wiederkehrende Gelegenheit! Wilh.
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onnounns III mancannaunnnauunuunä
Wünscher.

Bürsten, Besen, Pinsel,winn. Harhiwetze, Wirten Nikolaistrasse 4.
Oskar hönieke,

Freienferige deifarben
in allen Nüancen,

r Emiaiülle- Lack T
zu Fenſtern, Züren, Waſch-Toiletten, Kinderwagen, 1

e Fuß bodenLackfarbe, JPaverhinden
Max Rächler, fa denhandhung,
trocknet über Nacht glashart, per Kilogramm 1.50 Mark, bei5 Kilogramm 1. 40 Mark, empfiehlt

Maille a. Se, Ranniſcheſtraße 2

Photographie on
Gegründet 1856. 29 Gr. Ulrichſtraße 29. Gegründet 1856

Kr Glanz bilder Prelse für Matthilder12 Viſit 3.00 Mart, 12 Viſit 4.50 WMark,
12 Kabinett G. 00 Mark, 12 Kabinett B. O ert,
12 Viktorio 4.25 Mark, 12 Viktoria 5.75 Mart,

G in bekannt tadelloſer Ausführung und Haltbarkeit. e

sämtliche Parteisehriften See dir.

9000006980900008600980000900680 rd. Fabrikarbeiter w

3

Verhunt
Zahlstelle Halle a. S.

2 Zum baldigen Antritt wird für den Diſtrikt AmmenGorf

1 HiIFs Kasse eesuoht. Derſelbe muß Mitglied des Verbandes und derZahſſtelle ſein und zwei Jahre der Organiſation angehören. Re
ſlektiert wird auf einen Kollegen, der mit den Organifations
verhältniſſen, dem Einkaſſieren von Beiträgen und dem eventl.

8 Auszahlen der Unterſtützungen vertraut ſein muß, und imſte ande 8
iſt kleinere Verſammlungen ſelbſtändig abhalten We könneBewerber haben eine ſchriftliche Arbeit über „Die Auf gab n

9
s

9

c

9

eines Hilfskaſſierers“ bis ſpäteſtens Mittwoch den i. Mai, mit
der Aufſchrift „Bewerbung“, bei Unterzeichnetem einzureichen

e Orts Verwaltung.J. A.: C. Kürhs, Horz 42 13 II.

Silherhochzelts-Kränze
empfiehlt,

C. F. Ritter I.
Leipzigerstrasse 30.

flartmanns 5

J à Dotzeud von 70 rig au,
10 Dutzend 10 Proz. Rabatt.

Vesta-Bindsn,
Gerda-Binden

empfiehlt

e

Bernh. Haeni
Schmeerstrasse Z.

R. Welhmann, Vernhardhitr. 35.

Maurer
X ſtel in Jentsen Relehardt.

VBaugeſchäft, Gütchenſtrafze 20.

V nie geſucht.

See
Verkauf nur Goiststroßo 52.

I im Prewer Typewriter co,

beundheithnden

die Pflanzenbutter Margarine

ff. Bratheringe

Htto Gottschal- Grosse Viriehstrasse

denn e

für Feldarbeit

Sseydlitzstrasse 31.

Der extra viiige Verkauf
Albert Hanmerden Warenlager

und anderer Waren
bietet nie wiederkehrende Gelegenheit, zu Spottpreisen

einzukaufon:

I Damensechkfrzen von 90 Pfennig an
Cinderschürsen von 25 Pfennig an

Damenhemäen von 73 Pfennig an
Kinderhemden von 38 Pfennig an
Kinderhosen von 25 Pfennig an
Normalhemäden von 98 Pfennig an
BerrenKragen von 26 Pfonnig an
Krawaften von 25 Pfennig an
Betthezug wit Kissen
Fertige Betten

Bettüchoer, weiss
Schlafdäecken

von 2,26 Hark an
von 15,00 Mark an

von 1,18 Mark an
von 98 Pfennig an

Hauskleiderstoffe, dopp. breit, a Mtr. v. 42 Pf. an

Frauenstrümpfe von 25 Pfonntg en
h EEinderstrümpfe von 18 pfennig en

Herreusocken von 16 Pfennig er

Grang Prix
Weit-Ausstellung in Brüssel 1910

„Swith Premier“

die einzige Schreibmaschine
mit deutscher Tastatur.

Grand Prix Paris 1900.
„Smith Premier“ ist die einzige Schreib-

4 maschine, welche den Grand Prix sowohl
Paris 1900 als Brüssel 1910 erhielt.

Berlin W., Friedrichstrasse 62.

Vertreter: Paul Krimmling,
HALLE a. S., Königstrasse 20.

Guterh.
verkaufen

Batnarbert.

Prohieren und fordern Sie
S die Süssrahm Rargarine D

Wesifalenkrone nen
mit süsser frei vonMeyer- Ruhm Sahne Lippina tierischen
verarbeitet Fetten

und Sie werden anerkennen, dass Sie in diesen mit
vielen goldenen Medaillen, Oktober 1910 mit der
Staat zmedaille. ausgezeict neten Fabrikaten einen

vollwertigen Ersatz für Butter gefunden haben.
Süsgahm HMargarine- und Pflanzenbufter Faß

Hermann Heyer, Iippinghausen b. Herford.

fadzig-Depot: Wilhelm Mever, Bitterfeld, Hmarcksiraste
d

Gelegenheitskauf
bei 10 Doſen 1.30
bei 5 Doſen 1.35

T
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Grosse Dose,

Ueber Nacht hart trounend
nicht nachllebend hoher Glanz

ſind die Vorzüge meiner

Bernsteinfusshodenlacktarhe
7 Nancen. 1 kg 1.50, bei 5 kg 1.40 Mk.

Guten kuhrwunn, Ah r
Telephon 1146.

Geſte

Nordsese.

pinig
Rleren-

Salzheringe m
Stück nur

4 Steok wiegen oa. 2 Pfd.
Dutzend nur 55 Pf.

Der Hering eignet ſich auch
vorzügl. J Vereitung von
S belbiſſen.Rezepte dazu gratis.deutſche Damſſſſherel

Geſellſchaft „Nordſee“,

Gr. Ulrichſtr. 58.
S Telephon 1275.

Rossfleisch!
Diese Woche weder kt.

her ühnigewiedetanntnnäeate

A. Thurm,Reilstrasse 10.
mr Schnürgchune
neu u. getrag., Grubenſchuhe,

22 2 ſtets große Ausw. Auch
werden Schuhe u. Stiefel mit

T gebraucht. RiemUig befohlt und repariert.
J. Sternlicht, Alter Markt i.

negrün laekiert, in allen eS. F. Rütter
r

Gelegenheiten I Poſten
S schik garmierte

Damenhüte
Stüok G, 4 Mk.

Moderniſieren wie alle Putzartike
zu ſehr billigen Preifen.

Sehmeerstr. SI, r., VorderbS piteirugeln
mit Schokolade) empf.

I Ab. Hampe, h
Kiuderwagen b R

Grafeweg 15,

Stroßshdte,
v

nax ernüortts
ſozam. e L Wolune b bezchätt

Schul ſornister,

Iafeln,
federkasten,
Rechenmasehinen,
Zeichenblocks.
Bleistifte,
lesebücher

U. S. W. U. S. W.
zu beziehen durch vie

Yolkshuehbandlung,

Halle a. S., Harz4243.
50 Mark Belohnung.

Altes Wanderer-Funhrrucl

14 922)(No
ohne Freilauf

gestohlen,
Leicht erkennbar, da das o e

neu ſchwarz emailliert iſt.
Kleines Kettenrad, ſtarke Rollen-
kette, Werkzengtaſche ſchwarz hinten

am Sattel. Vierkantige Kurbeln
neu vernickelt, Lenkſtange ganz nenu,
Pedale von Fiſz. Braune Sattel
decke, Gummiſtempel unt. Sattel.

Vor Ankauf wird gewarnt.

i. Betteis,
Halle a. S., Kronprinzenſtr. 2

J h xFür die Inſerate verantwortlich: R o b. Jlgner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H.) 2 Verleger vorm. Ang. roh jetzt A. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.
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